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5 * Poſen, den 26. Juli. 8 
Die curopäiſchen Verfaſſungskünſtler hatten und haben heuer alle Hände 
voll zu thun; denn nie war der Vegehr nach neuen Couſtitutionen fo dringend 
und allgemein wie in dieſem Jahr. Italien allein bedurfte deren vier oder 
fünf für die einzelnen ſouverainen Staaten feines Gebiets. In der angrenzen⸗ 
den Schweiz wird nicht minder rüſtig an einer Umgeſtaltung der einzelnen Can⸗ 
tonsverfaſſungen wie der gemeinſchaftlichen Bundeseinrichtung gearbeitet. Frank⸗ 
reich that plötzlich den Rieſenſprung aus der Monarchie in die Republik, und 
ſucht nun den 
das neue Verfaſſungswerk zum Stehen zu bringen. Ebenſo taumelig fieht es 
noch in Dentſchland aus, wo unter andern Oeſterreich zum erſtenmal in feinem 
Leben gewahrte, daß es nakt war, und ſeiner patriarchiſchen Haltung, ſeiner 
paradiſiſch träumenden Zuſtände fi zu ſchämen anfing, wo Preußen nach einem 
Jahre ſchon ſich in allen Dimenſtonen feines geiſtigen Lebens der eng zugeſchnit⸗ 
tenen Berfafung vom 3. Februar 1847 entwachſen fühlte und die laͤſtige Schnür⸗ 
brust von ſich warf. Selbſt an die ſeit Jahrhunderten gefeſtete engliſche Ver⸗ 
faſſung pocht der prüfende Zeitgeiſt durch den Finger der Chartiſten laut und 
vernehmlich, um an dieſem ſo lange als Muſterwerk geprieſenen Kunſtbau die 
hohlen, gebrechlichen Stellen auszuſpüren. 3 
Das reformirende, in Verfaſſungsarbeiten verſenkte Europa verräth aber 
im Allgemeinen wenig Originalität; unter den bekannt gewordenen Entwürfen 
zeugt keiner von einer gewaltigen Schöpferkraft, die der beſondern Eigenthümtich⸗ 
keit der Nationen Rechnung tragend, ihren Zuſtänden individuell angemeſſene Ein⸗ 
kleidungen herzuſtellen im Stande geweſen wäre. Man begnügte ſich vielmehr mit 
dem bloßen Copiren deſſen, was in Staaten eines andern geiſtigen Naturells 
unter anderm Himmelsſtrich gegolten hat, wenn auch in eben dem jetzigen Mo⸗ 


ment die Ueberlebtheit dieſer Formen theilweife ſchon zu Tage gekommen wäre.“ 


a nen @bfelutitifäien Monarspreen Italiens halten ſich jetzt an die Norm des 
tionellen Syſtems, wie es in Frankreich und einigen deutſchen Klein⸗ 
ſtaaten ſich Sawe hatte; die letztern cokettiren mit dem republikaniſch en 
Weſen der Schweizerkantone, die ihren Propagandiſten auch äußerlich den näch⸗ 
ſten Rückhall gewähren. Preußen, das in 1847 feinem Patent mehrere engli⸗ 
ſche Verfaſſungselemente einzuverleiben trachtete, hat ſich in der Vorlage des 
gegenwärtigen Jahres mit haſtiger Nachahmungsluſt an das belgiſche Vorbild 
gehalten, und nur in der Abſchwächung mancher hier markirt hervortretender, demo⸗ 
kratiſcher Züge eine gewiſſe Selbſtſtändigkeit erwicſen. reich fe 
für ſeine Tonſtitution vom 25. April aus der belgiſchen Heilsquelle, doch unter 
Einſtreuung mancher von anderwärts her aufgenommener Ingredienzen. 

Eine durchgreifende, von keinerlei bloß empiriſcher Nachahmung getragene, 
8 Wege aufſuchende Originalität giebt nur das republikaniſche Frankreich 
De en, das der Autorität des Herkommens keine, den idealen Forderungen 
Mi ankens alle Zugeſtäudniſſe zu machen geſonnnen iſt. Aber wie theuer 


iſt dieſe rückſichtsloſe Genialität, dieſes bloß von den Geſtirnen der Speculation 


RR 
Schatzes; die Straßen der Hauptſtadt rötheten ſich vom St 8e Ge 
feiner Souveränetät trunken erregten, wahnſinnig entflammten Volkes. 
Wenn nun eben durch dieſe ſchwergebüßten Mißgriffe einer ausſchweifenden 
Genialität die übrigen Staaten Europas wieder auf den Weg der Erfahrung 
zurückgewieſen werden, fo wird ſich bei ihnen in der Benutzung des anderorts 
bereits Erprobten zwar nicht die geniale Kraft des Schaffens, aber doch ein ge⸗ 
wiſſes Talent der Auswahl bewähren können. Uns Deutſchen, die wir auf den 


Die 


Schimmer gerne verzichten und mit dem Ruhme ſolider Gründlichkeit uns be⸗ 


gnügen, dürfte es namentlich anſtehen, prüfend das Auge nach allen Seiten hin⸗ 
zuwenden, das Gute zu nehmen, aus welcher verborgenen Ecke wir es auch her⸗ 
vorholen müßten. Man hat ſich verwöhnt bet dem Gedanken an die conſtitu⸗ 
tionellen Staaten Europas, ſich nur die weſtlichen, romaniſchen Völker 
und das germanifche Inſelvolk der Britten vor Augen zu halten. Daß im 
Norden des 8 umfaßt von dem eifigen Nordmeer und der deutſchen 
ENT gm Ales a germaniſcher Abſtammung unter dem Schirm einer 
u na 24 g ng feit länger als einem Menſchenalter ruhige 
— doch dürfte 5 S Pinne, bleibt bei flüchtiger Umſchau ganz unbeachtet. 
Un „ ag Eafein, fi ue von dem lange vernachläßigten Stein, der dann 
uns 900 der Idee einer „ Au entpreigen, wien 1e cm 
ganz Der. okrat archie zu entſprechen, wie fie als ein 
EEE Ben hc I ea 
a az „Natürlich werden wir einige engherzige, vom Zeitgeiſte 
lang gegebene Beſtimmungen der norwegiſchen Conſtitution, wie die Be⸗ 
ſchränkung der religiöſen Freiheit, die Anſetzung eines Cenſus für das Stimm⸗ 
recht von dieſem Generalurtheil ausnehmen müſſen; dagegen das dort adoptirte 
n., betreffend die Bildung der geſetzgebenden Gewalt und ihre Stellung 
gen den Monarchen, wohl erwogen und empfohlen zu werden verdient. 

abt ei norwegiſche Verfaſſung ſtatuirt ein Zweitammerfyfiem, läßt daſſelbe 
reich, 2 ganz verſchiedener Grundlage erſtehen, als das in England, Frank- 
* Volke dien herrſchend gewordene. Das engliſche Oberhaus ſtützt ſich auf DIE 
der in den duch lebendige Anerkennung der alten Geſchlecter, da dieje vermögt 
Haufes sell elsſamilien gültigen Erbfolgegeſetze durch die jüngern Söhne des 
menhange 0 mit dem Volke verwachſen und in theilnehmendem Zufam? 
daher das Oitlelben. Das ererbte Anſehen, die geſchichtliche Erinnerung bält 
Dränhek. Die e noch immer über der anſtürmenden Fluth demokratiſcher 
Volksgemüth wurzeln dulce Pairskammer der Julidynaſtie entbehrte dieſen um 
gebrechlichen Boden donn Halt! fie war mit ihrer ganzen Exiſtend bloß auf 170 
gendes Fundament aber, Königlichen Gunſt geftellt, die nur, in fo weit ein WET 
Volk hervorgegan abgeben konnte, als die Monarchie ſelbſt, eine aus dem 
nen, bei ihm ein glei Schöpfung, die Spmpathieen ihres Erzeugers zu gewin⸗ 
hat dieſe Kunſt nicht mäßig fortdauerndes Anſehen ſich zu wahren verſtand. Sit 
he zu üben gewußt; wie fie dem Volke ſich entfremdete und 


unter ſeinen Füßen noch zitternden Boden zu calmiren und durch. 


Auch Oeſterreich ſchöpfte 


oſener Zeitung. 


Donnerſtag den 27. Juli. 


ſeine Anhänglichkeit verſcherzte, untergrub ſie zugleich ihre eigene Stellung nebſt 
der des dynaſtiſchen Schirmes, den ſie in der Pairskammer aufzupflanzen ge⸗ 
ſtrebt halte. Auf noch ſchwächern Fügen als dieſe franzöſiſche Ariſtokratie von 
Königs Gnaden ſteht ſchließlich die in Belgien verfaſſungsmäßig anerkannte Ari⸗ 
ſtokratie des Geldes. Die erſte Kammer wird hier weder aus erblichen Mitglie⸗ 
dern wie in England, noch aus lebenslänglichen Pairs gebildet wie die fran⸗ 
zöſiſchen von Königlicher Ernennung, ſondern es werden hier die Mitglieder bei⸗ 
det Kammern von dem Volke aus dem Volke gewählt, mit dem Unterſchiede 
jedoch, daß zur Wählbarkeit für die erſte Kammer neben einem Alter von über 
40 Jahren die jährliche Zahlung einer direkten Steuerſummt von mindeſtens 
100 Fl. erforderlich iſt. Wenn nun eine erſte Kammer von der Zuſammenſez⸗ 
zung wie die belgiſche, in fo fern fie aus Volkswahlen hervorgegangen iſt, die 
Bedingung der Popularität in ſich trägt, fo iſt die Volksthümlichkeit doch wie⸗ 
der durch das Prinzip geſtört, aus welchem die Wahl veranſtaltet wird. Es 
widerſtrebt dem Geiſt der Gegenwart dem Gelde eine beſondere politiſche Bes 
vorzugung, eine höhere ſtaatliche Geltung ausdrücklich anzuerkennen. Eine 
überwiegende Macht wird aber in der That einer jeden erſten Kammer verliehen, 
wenn ſie das Recht hat, durch ihre geringere Stimmenzahl Beſchlüſſe der zwei— 
ten Kammer, der eigentlichen Volkskammer zu hintertreiben. (Schluß folgt.) 


Poſen, den 26. Juli. N 

Ein Theil der Preſſe hat unſerm Leitartikel über die Hannöverſche Mini⸗ 
ſterial⸗Erklärung die Ehre widerfahren laſſen, in ihm den Ausdruck des Ge⸗ 
ſammtunwillens der hieſigen Deutſchen Bevölkerung gegenüber einer einheits⸗ 
ſtörenden, partikulariſtiſchen Reaktion und gleichzeitig die auch hier an den Oſt⸗ 
marken ſtark ausgeprägte Neigung für ein einheitlich mächtiges Deutſchland zu 
erkennen. Sie ſieht vielleicht in den folgenden Zellen ebenſo die Meinung der 
Poſener Deutſchen, ſelbſt wenn ſich dieſelbe diesmal mit einer gewiſſen Schärfe, 
die den pro aris et focis Kämpfenden verräth, gegen diejenigen wendet, für 
die wir bisher nur Worte der Anerkennung hatten. 

Nach langem Harren und vielfältigem Mahnen hat der internationale 
Ausſchuß des Frankfurter Parlaments ſein Gutachten über die Poſener Frage 
am 17. d. M. abgeſtattet. Vermißte man in demſelben auch, wie eine Stimme 
in der Heidelberger Deutſchen Zeitung richtig bemerkt, ungern jedes Wort der 
Anerkennung der Poſener Deutſchen, während bei anderen ähnlichen Gelegen⸗ 
heiten es in Frankfurt ſelten an freundlichen, aufmunternden Zurufen fehlte, 
fo ſtellt ſich das Gutachten um ſo mehr, zumal der Ausſchuß wahrſcheinlich und 
mit Recht jede unnöthige indirekte Verletzung der Polen meiden wollte, als ein 
vollſtändig parteiloſes, ſtreng gerechtes Referat hin, und hat gerade dadurch 
und durch eine impoſante Stimmeneinhelligkeit von 14 Mitgliedern einen ſicht⸗ 
bar mächtigen Eindruck hervorgebracht. Bei den Polen in Frankfurt ſpricht 
ſich dieſer Eindruck in der letzten Machtanſtrengung aus, die ſie verſuchen; es 
gelingt ihnen in der That mit Hilfe des ihnen befreundeten Theils der Linken, 
die Sigung von Tag zu Tag zu verſchieben. Vergebens frägt man ſich, wozu 
der Aufſchub ſolle, vergebens mahnen am Donnerstag Arndt, Plathner, 


5. Lichnowsky an die Pflicht gegen die Poſener Deutſchen zur raſchſten Erledi— 


gung der Sache, i 55 17 
Montag-Tagesorduung zu bringen Suhwiihen en Sylt 47 Prem! 2 
ria, das „ein ganz neues Licht“ auf die Sachlage werfen ſollte, vertheilt; en 
früher beleuchtet es die Ober⸗Poſt⸗Amls⸗Zeitung, und es ſtellt ſich heraus daß 
die Hauptſchuld der Poſener Ereigniffe in demſelben auf die hieſigen Deulſchen 
und den „unheimlichen“ Aufruf des Deutſchen Comités vom 26. März gewor⸗ 
fen wird. Die Ober⸗Poſt⸗Amts⸗Zeitung druckt dieſen Aufruf vom 26. März 
(an die Deutſche und Polniſche Bevölferung der Provinz) wörtlich ab, und 
widerlegt fo am Velten das „Unheimliche“ deſſelben, der freilich unheimlich 
durch die zuerſt an die Berliner Straßenecken augeſchlagene und dann an 
15 une TRENNT „Antwort des Polniſchen Central-Comités an das Deut⸗ 
mité“ geworden war. 

Verargen wir den Polen ihre Anſtrengungen nicht und bedauern wir bloß, 
daß fie in dem vorausſichtlich nach dem Abtheilungsgutachten ausfallenden 
Spruch der National-Verſ. ihr Todesurtheil ſtatt der, nach der jetzigen Lage 
der Nationalitäten einzig möglichen Art ihrer Wiedererſtehung ſehen wollen, 
ſo müſſen wir gerade einen Theil der National-Verſammlung um ſo ſchärfer 
dieſer Zögernng wegen anklagen, des Liebäugelns und einer moraliſchen Macht⸗ 
loſigkeit, gegenüber den Forderungen einer fremden Partei. Von der Rugez, 

itz, Blumſchen Fraktion konnten wir nichts anders erwarten, ſie brauchen 
das Polenthum für ihre eigenen Zwecke und werden am Montag ihre Rede⸗ 
fünfte entfaltet haben, auch fordern wir von Polenenthuſtaſten wie Venedey 
eine Umwandlung ihrer Stimmung, wohl aber glaubten wir das ganze Haus 
energiſcher für die Deutſchen, wir ſchlugen die gute Stimmung für Poſen 
im Parlament ſehr hoch an, und erwarteten ſchon in den Vordebatten eine ſtarke 
okumentirung deſſen. Wir wußten, daß ſelbſt in der Linken eine Um⸗ 
ſtimmung vorgegangen war, daß 60 — 70 Stimmen das Minimum u 
as wir von diefer Seite für uns zählen können, drum aber gau een R 5 
ſeitige Bemühung um raſche Erledigung der Sache fördern jr ze ke 
daß ſich vor dem Beginn der eigentlichen Debatte fo viel Lauge 25 gt hat, 
bedauern wir tief. Wir bedauern ganz beſonders die Ren ſpr 0 gegen⸗ 
über der Sophismen, mit denen Ruge, Leue für die Verkang ee 
dopht unse, ional⸗Gefühl der Verſamm⸗ 
empfinden es ſchmerzlich, daß fo wenig das Nationa 1 88 N 
ie Nachgiebigkeit Gagern's und 
lung rege wurde, es ſchmerzt uns beſonders die N rte Präſtdent w 
wir werden dadurch nicht gehoben, daß ſich der, 25 zu entſchuldi 1 
Verſchiebung bei einigen Poſener „ 9400 th Agen eas a 
ie $ le Ir 8 ae 7 
1 J Keyfantet für unfee Sache if beifpiellos; eine Menge 
trefflicher Keferate beleuchtet den Stand der poſener Angelegenheit. So haben 
wir beſonders die O. P. A. Zig. und namentlich eine Reihe Leitartikel in der 
heidelberger deutſchen Zeitung über die pofener Frage im Auge: Anordnung, 
Form und Inhalt lafßen uns bei den lesteren auf Gervinus Feder ſchliehen, 
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wir erfahren jetzt daß dieſelben fein Correferat im Ausſchuß zum Stenzelſchen 
Gutachten abgeben. Die deutſche Preſſe macht jetzt gut, was fie früher hier 
an Deutſchland verſchuldet. f 

Der Kampf am Montag in der National-Verſammlung wird heiß gewe⸗ 
fen fein. Wir wiſſen von Anerbictungen, die den poſener Deputirten gemacht 
find, falls fie über gewiſſe Verhältniſſe ſchonend hinweggehen wollten, hoffent⸗ 
lich werden ſte, wie es ihrer Sache gebührt, die Grenzen der Mäßigung nie 
verlaſſen, und nur angegriffen, ſich auf jede Weiſe vertheidigt haben. Wir glauben 
die geringſte Majorität auf 330 Stimmen veranſchlagen zu können, die Debat⸗ 
ten werden jedenfalls lange dauern, da die Zahl der Redner bedeutend iſt und 
Perſonen wie Wydenbrugk, Radowitz ſehr ſpät angemeldet find, die Rugeſche 
Partei bereitet einen Hauptſchlag vor, von der eigentlichen Linken dürfen wir 
mehr Ruhe erwarten. Kurz wir hoffen auf eine glänzende Anerkennung unſe⸗ 
res Deutſchthums, eine Anerkennung, die uns Gervinus am Schluſſe feines IV. 
Artikel fo ſchön mit den Worten giebt: „Wie wenig dieſe deutſche Bevölkerung 
in Poſen all die üble Nachrede verdient, die die Polen auf ſie häufen, das geht 
aus der Natur der Bewegung in Poſen ſelbſt hervor, und dem durchaus mann⸗ 
haften Benehmen, durch welches ſich dabei unſere dortigen Landsleute allen Anz 
ſpruch auf unfere ganze Achtung und Theilnahme erworben haben. Ein Blick 
auf dieſe Bewegung mag ſagen, daß, wenn unſere Brüder in Poſen ſich unſere 
Fürſorge verdienen, weil ſie Deutſche von Geburt find, ſie es ebenſo ſehr das 
durch thun, daß fie Deutſche find von Art und Sitte, ſo gut wie irgend ein 
anderer Theil des deutſchen Volks in Nord und Süd, in Oſt oder Weſten.“ 


T Bofen, den 26. Juli. i 

Der Reichsverweſer ift aus dem Hauſe Oeſterre ich gewählt, es iſt 
eine vollendete Thatſache, Preußen hat ſich damit einverſtanden erklärt — möge 
dieſe Wahl die gehofften Früchte bringen! Der Reichsverweſer Johann iſt für 
ſeine Perſon gewählt, auch iſt er nur proviſoriſch, von einer Erblichkeit kann keine 
Rede fein. Wir wollen keine neue Spaltung wieder, aber Norddeutſchland ſei auf 
feiner Hut. Jetzt ſchlummern die kirchlichen Jutereſſen, die Zeit wird wiederkom⸗ 
men, wo ſie mit den politiſchen gleiche Bedeutung haben werden. Norddeutſch⸗ 
land ift proteſtantiſch, Preußen iſt bis jetzt der europäiſche Hort des Proteſtantis⸗ 
mus geweſen, Preußen darf num und nimmermehr fallen. Preußen muß ſchon 
aus Gründen der kirchlichen Billigkeit an die Spitze des einigen Deutſchlands tre⸗ 
ten, da der Katholicismus ſeine politiſche Stützen in den zahlreichen rein katholi⸗ 
ſchen Staaten hat. — Preußen muß aber auch aus Gründen der politiſchen Bil⸗ 
ligkeit die Führung haben gerade in einer Zeit, wo die Idee der Nationalität ſo 
großes Gewicht in die Waagſchale legt. Denn nicht Oeſterreich, ſondern Preußen 
iſt die erſte deutſche Macht deutſcher Nationalität. Oeſterreich war als curopäi⸗ 
ſche Großmacht ſtärker als Preußen, nicht als deutſche Macht. „Zahlen ent⸗ 


ſcheiden.“ f 
Oeſterreich hat innerhalb des deutſchen Bundes eine deutſche Bevölkerung 


von 8,672,000 Seelen; Preußen dagegen eine deutſche Bevölkerung von 


13,230,000 Seelen, ſo daß Preußen in Deutſchland mehr als dop⸗ 
pelt ſo ſtark iſt als Oeſterreich. Es wäre mindeſtens doch unbillig, ein 


ſolches Verhaͤltniß ganz unberückſichtigt laſſen zu wollen. 


Berlin. — Die Voſſſſche Zeitung enthält folgende Betrachtung über 
Radowig und Peucker. Es iſt gewiß merkwürdig zu nennen, daß gerade 
dieſe Beiden für eine ſolche Stellung berufen erſchienen; denn es liegt darin 
der Beweis, daß, wo man der Fähigkeit und dem Willen vertrauen zu können 
glaubt, auch in jetziger Zeit die frühere Meinungsrichtung eine vollſtändige Am⸗ 
neſtie erhalten kann. Herr von Radowitz war der entſchiedenſte Anhänger 
des Metternich'ſchen Syſtems, der ſtrengen Glaubensrichtungen; mehr, er 
galt nicht nur für einen Anhänger, ſondern für einen Führer dieſer Parteien. 
Dennoch gewinnt er ſchnell eine Stellung in der deutſchen Bundesverſammlung; 
der Geiſt und Gehalt ſeiner Reden, die Auffaſſung der Verhältniſſe des Vater⸗ 
landes, geben ihm ſofort ein entſcheidendes Gewicht in der Berathung. Sein 
Name ſpringt mit unter den erſten aus der Urne, als es gilt die Männer zu 
wählen, denen Deutſchlands Angelegenheiten vertraut werden ſollen. Man er⸗ 
kennt alſo an, daß es eine Macht des Talents, der Fähigkeiten giebt, die auch 
unter völlig geänderten Umſtänden geeignet ſei, dem Vaterlande Dienſte zu lei⸗ 
ſten. Wir werfen ihm nicht vor, daß er fein altes Banner verlafien habe. Es 
weht überhaupt nicht mehr, der Sturm der Zeit hat es ins Bodenloſe geſchleu⸗ 
dert; die Fürſten ſelbſt empfangen eine neue Krone, ein neues Scepter, wie fie 
mit Aufrichtigkeit der Gegenwart den, Eid leiſten, ſich von der Vergangenheit 
abwenden können, ſo können es auch ihre bisherigen Bannerträger. Möge 
denn Hr. von Radowitz eine andere Stellung erhalten, in der ſeine hochaus⸗ 
gezeichneten Kräfte zur Geltung kommen. — In gleichem Fall, wenn auch nicht 
fo ſcharf hervortretend, wie er, befindet ſich der General Peucker. Er war 
kein Führer, aber doch ein Anhänger und Träger der alten Richtungen. Man 
mag ihn mit dem Ausdruck: „royaliſtiſcher Geſinnung“ am ſicherſten bezeichnen. 
Kenntniſſe, Gewandtheit des Worts und der Schrift müſſen ihm nachgerühmt 
werden; auch er legt ein nicht gewöhnliches Maaß der Fähigkeiten in die Waag⸗ 
ſchaale, die dem Vaterlande erſprießlich werden können. Hat er ſich überzeugt, 
daß nicht nur die alten Ziele nicht mehr verfolgt werden dürfen, ſondern daß 
alle Wege dorthin eingeſunken und verſchüttet ſind, ſo kann er auf der neuen 
Bahn, welche die Zeit gebrochen, ein vielvermögender Vorkämpfer ſein. Ver⸗ 
mag er es, ſich mit dem neuen Geiſt der Zeit ganz zu verſöhnen und ihn zu 
durchdringen, ſo wollen wir nicht mit ihm rechten, daß er dem alten vertraut 
geweſen. Der Tag muß überhaupt kommen, wo das Jetzt und Sonſt durch 
einen breiten Lethes Strom der Amneſtie vermittelt wird, aus dem wir denen, 
die entſchloſſen auf das neue Ufer hinübertreten, gern den Becher des Vers 
trauens zutrinken wollen. Mit dieſer Geſinnung wollen wir dem neuen 
Kriegsminiſter des Reichs entgegentreten. Seine in früheren Verhältniſſen be⸗ 
währten Fähigkeiten verdienen Anerkennung; wir fetzen den eifrigſten Willen 
bei ihm voraus. Allein damit iſt nur eine Hoffnung ausgesprochen; das 
Vertrauen muß ſich an die That knüpfen. Seine Bewährung in früheren 
Verhältniſſen giebt noch keine Bürgſchaften für die jetzigen, weil jene doch geiſti⸗ 


ge Kräfte ganz anderer Art entwickelten und forderten als di i 
Blickes, Entſchiedenheit des Handelns, Se des n 
Cigenſchaften für die neue Stellung; beſonders aber ein ſicher geſtaltendes Or⸗ 
ganiſationstalent. Denn es gilt hier nicht nur die verſchiedenen kräftigen deut⸗ 
ſchen Staaten zu verſchmelzen, ſondern im Geiſt einer neu ſchaffenden Zeit eine 
Heeresmacht zu bilden, die auf volksthümlichen Grundlagen ruhend, doch keins 
jener unendlich wichtigen Unterpfänder entbehre, welche uns die Kriegswiſſen⸗ 
ſchaft und die bis in die kleinſten Theile waltende Sicherheit der Mechanik, in 
den ſtehenden Heeren gewährt. — Dieſe Aufgabe von unendlicher Schwierigkeit 
hat der General Peucker zu löſen. Laſſen wir ihm aber auch die größte Fä⸗ 
higkeit dafür zukommen, ſo wird es ihm doch nicht möglich ſein, falls nicht ein 
Oberhaupt des Reichsheeres erwählt wird, das mit dem Miniſter von vorn⸗ 
herein durch Vertrauen im Ganzen und Einzelnen völlig Hand in Hand geht 
Wird in dieſer Wahl, worüber wir für den Augenblick jede Andeutung zurück⸗ 
halten, das Rechte getroffen, fo if eine große Bürgſchaft mehr für Deutſchlands 
Zukunft gegeben. Die Ereigniſſe werden uns zur Zeit das Wort darüber geben. 

Berlin, den 23, Juli. Prof. Roſenkranz ſoll lange geſchwankt vorge⸗ 
ſtern doch eutſchieden das ihm angetragene Unterrichtsminiſterium abgelehnt haben 
Als Grund wird der Umſtand angegeben, das Prof. Roſenkranz in einer Miniſter⸗ 
Conferenz, in der es ſich um die Armirung der Feſtungen handelte, in entſchieden 
deutſchem Sinne ſich ausgeſprochen habe. b 

— Die Neue Preußiſche Zeitung theilt mit: Man unterhä i 
Briefe des Königs von Nun 790 1 an unſern Hof, „ 
für del e dae ſein Je 27 N Beſchlüſſe anzuerkennen und 

0 man verſucher 2 i it ( 

e zu ſeinen Gunſten Al N 0 

Frautfurt a. M., den 23. Juli. (O. P. A. Z.) 4 (ſte Sitzung der 
verfaſſunggebenden Reichs -Verſammlung am 21. Juli. Die 
Sitzung wurde vom Präſidenten von Gagern nach 91 Uhr eröffnet. Nach 
Verleſung des Protokolls wurde zur Fortſetzung der Abſtimmung geſchritten und 
§. 2 im Ganzen nach der vom volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe vorgeſchlagenen 
Faſſung angenommen. Der Paragraph lautet nunmehr nach dem Ergebniſſe der 
verſchiedenen Abſtimmungen: Jeder Deutſche hat das Recht, an jedem Orte des 
Reichsgebietes feinen Aufenthalt und Wohnfig zu nehmen, Liegenſchaften jeder 
Art zu erwerben und darüber zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben 
das Gemeinde Bürgerrecht zu gewinnen. Die Bedingungen für den Aufenthalt 
und Wohnſitz werden durch ein Heimatsgeſetz, jene für den Gewerbebetrieb durch 
eine Gewerbe-Ordnung für ganz Deutſchland von der Reichsgewalt feſtgeſetzt. 
(Der Satz 2 wurde nach vorgenommener Zählung mit 224 gegen 193 Stim- 
men angenommen.) Bis zur Erlaſſung der beireffenden Reichsgeſetze ſteht die 
Ausübung der gedachten Rechte jedem Deutſchen in jedem einzelnen Staate Deutjch« 
lands unter denſelben Bedingungen wie den Angehörigen dieſes Staates zu. — 
Ferner beſchloß die National-Verſammlung, mit 244 gegen 242 Stimmen 
daß dem volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe aufgegeben werde, bis zur zweiten Ber 
rathung über das vorliegende Grundrecht den Entwurf eines Heimats⸗Geſetzes 
und eine Gewerbe⸗Orduung vorzulegen. Angenommen wurde ferner der Zuſatz⸗ 
Antrag Schüler's von Jena: Kein Deutſcher Staat darf zwiſchen feinen Ange⸗ 
hörigen und den Angehörigen eines anderen Deutſchen Staats einen Unterſchied 
bezüglich des bürgerlichen, peinlichen oder Prozeßrechts machen, wodurch die Letz⸗ 
teren als Ausländer zurückgeſetzt wünden. Ein weiterer Zuſaß⸗Antrag von Spa 6: 
Aller Paßzwang iſt aufgehoben, wurde abgelehnt. Der §. 3 wurde, in der v 
Aten Minoritäts⸗Erachten vorgeſchlagenen Faſſung angenommen. Gr lautet 105 
Die Aufnahme in das Staats-Bürgerthum eines Deutſchen Staates darf an kene 
auderen Bedingungen geknüpft werden, als welche ſich auf die Unbeſcholtenheit 
und den genügenden Unterhalt des Aufzunehmenden für ſich und ſeine Familie 
beziehen. Der von Plathuer vorgeſchlagene Zuſatz: Als beſcholten iſt auzuſe⸗ 
hen, wer ſich in einer peinlichen Unterſuchung befindet, wer eine peinliche Strafe. 
noch zu erleiden hat oder ſich in Folge richterlichen Urtheils unter polizeilicher Auf— 
ſicht befindet, — wurde verworfen. — Der g. 4 wurde in der vom Verfaſſungs⸗ 
Ausſchuß vorgeſchlagenen Form (die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll nicht ſtatt⸗ 
finden) und (mit 238 gegen 195 Stimmen) mit einem Zuſatz-Antrag von 
Spaß (und da, wo ſie bereits ausgeſprochen iſt, in ihren Wirkungen aufhören 
inſoweit erworbene Privat-Rechte hierdurch verletzt werden) angenommen. Der 
§. 5. des Eutwurfs des Verfaſſungs-Ausſchuſſes (die Auswanderungs-Freiheit 
iſt von Staats wegen nicht beſchränkt, Abzugs-Gelder dürfen nicht erhoben wer⸗ 
den) wurde, nebſt dem Zuſatz-Antrag von Radowitz (die Auswanderungs-An⸗ 
gelegenheit ſteht unter dem Schutze und der Fürſorge des Reichs) angenommen. 
Die Begründung eines Antrags durch Martin), betreffend die perſönlichen 
Rechte, welcher die Nothwendigkeit und Dringlichkeit durch Hinweiſung auf nach 
feiner Anſicht täglich vorkommende Verkümmerungen der perſönlichen Freiheit, fo 
wie andere reaktionaire Erſcheinungen, darzulegen ſuchte, rief einen großen Sturm 
hervor. Der Redner war bei feiner Schilderung mehrmals durch Gelächter auf 
der rechten Seite unterbrochen worden. Er wies im Verlaufe als auf eine wei⸗ 
tere Thatſache auf die Auflöfung des demokratiſchen Studenten-Vereins in Hei— 
delberg hin und knüpfte daran etwa die Bemerkung: Sie mögen auch darüber als 
über eine Kleinigkeit lachen. Es ſcheint überhaupt, als ob Ihnen die unveräu— 
ßerlichen Rechte der Nation ſehr lächerlich erſcheinen. Als der Sturm, den dieſe 
Aeußerung veranlaßte, ſich gelegt hatte, rief der Präſident den Redner zur Ord⸗ 
nung, indem er nicht das Recht habe, Mitgliedern der Verſammlung vorzuwer⸗ 
fen, daß ſie die heiligſten Rechte der Nation für lächerlich halten. Von der lin— 
ken Seite wurde ſtürmiſch dagegen gerufen: Es iſt darüber gelacht worden! Der 
Präſident: (mehrmals unterbrochen). Wenn gelacht worden iſt, ſo iſt über das, 
was den Lachenden als Uebertreibung erſchien, gelacht worden. (Stimmen durch 
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einander: Nein! Nein! Ruhe! Ruhe! Es iſt über die Rechte des Volks ſelbſt 
gelacht worden!) Der Präſident ſtellte endlich mit der Glocke die Ruhe wieder 
her. Noch erhob ſich eine Debatte darüber, ob morgen Sitzung gehalten werden 
ſolle. don Rö une verlangte unter Hinweiſung auf die dem volkswirthſchaftli⸗ 
chen Ausſchuſſe zugewieſene Maſſe von Arbeiten, daß bei der Regel, Sonnabends 
keine Sitzung zu halten, geblieben werde. von Soiron erinnerte an die von 
der rechten, fo wie entgegen von der linken Seite geſtern behauptete Dringlichkeit 
der Berathung über die Poſener Frage, beziehungsweiſe über die internationalen 
Verhältniſſe. Eine Sitzung weniger wird die Arbeiten des volkswirthſchaftlichen 
Ausſchuſſes nicht ſehr fördern, eine Sitzung mehr nicht ſehr aufhalten. Die 
Verſammlung beſchloß, morgen Sitzung zu halten. Tagesordnung: 1) Die Be⸗ 
rathung über den Bericht von Wydenbrugk, die auswärtigen Verhältniſſe mit 
Rußland, Frankreich und Nord-Amerika betreffend. 2) Verathung über den 
Vericht des Abgeordneten Stenzel, die Einverleibung eines Theils des Groß. 
herzogthums Poſen in den Deutſchen Bund betreffend. Schluß der Sitzung 
21 Uhr. 8 

Die in der vorſtehend angegebenen Tages: Ordnung enthaltenen Anträge lau— 
ten: A. Die Auträge des erſten Berichts: 1) Die National-Verſammlung möge 
erklären, daß an der oͤſtlichen Grenze Deutſchlands den Deutſchen Streitkräften 
eine ſolche Stärke zu geben ift, daß ſie der gegenüberſtehenden Heeresmacht voll— 
kommen gewachſen find; 2) die National-Verſammlung wolle über die Trutz- und 
Schutzbündniſſe mit verſchiedenen Staaten betreffende Anträge zur motivirten Ta: 
ges⸗Ordnung übergehen; 3) erklären, daß ſie die Anerkennung Frankreichs als 
Republik und die Abſendung eines Geſandten für Deutſchland nach Paris bei der 
bevorſtehenden Anordnung der Geſandtſchaften für Deutſchland als ſelbſtverſtanden 
betrachte. B. Die Anträge, bezüglich der Poſener Frage, ſind unſeren Leſern 
ſchon bekannt. 

In der 45 ſten Sitzung der verfaſſunggebenden Reichs-Ver⸗ 
ans am 22. Juli hat dieſelbe, bezüglich verſchiedener Anträge, die 
schule Verhältniſſe betreffend, beſchloſſen: 1) ſich mit den von dem völfere 

* Ausſchuſſe aufgeſtellten oberſten Grundſätzen der auswättigen Politik ein 


„ erklären, welche lauten: daß unſere auswärtige Politik die Ehre 
und das Recht Deutſchlands über jede andere Rückſicht ſetzen werde, iſt ein 


Grundſat, welcher einer beſonderen pofitiven Anerkennung nicht bedarf. Er lebt 
in dem Herzen des ganzen Volkes, welches für ſeine Freiheit und Eins 
heit jegliches Opfer auf den Altar des Vaterlandes niederzulegen bereit ſein wird. 
Der Ausſchuß glaubt aber hervorheben zu müſſen, daß Deutſchland keinen frem- 
den Staat in der ſelbſtſtändigen Entwickelung feiner inneren Angelegenheiten irgend- 
wie hindern oder je die Hand zu einem Kampf verſchiedener Staaten um politiſche 
13 bieten wird. In der folgerichtigen und thatkräftigen Durchführung 
ieſer Grundſätze, welche alle gefitteten Völker zu den ihrigen gemacht haben oder 
machen werden, liegt die Bürgſchaft, daß die in der Geſchichte faſt beiſpiellos 
daſtehende Bewegung, welche den Welttheil ergriffen, nicht zu einem allgemeinen 
Völkerkampfe ausarten, daß ſie nicht ihre ſchöuſten Errungenſchaften ſelbſt zu 
Grabe tragen werden. Man iſt vielmehr zu der Hoffnung berechtigt, daß der 
Frieden Europa's au den wenigen Punkten, an welchen er geſtört iſt, bald wieder 
hergeſtellt fein wird. 2) Die National-Verſammlung erklärt, daß die Ausfüh- 
rung der Nr. 2 des Ausſchuß-Berichts und des dazu geſtellten Antrags mit Rück 
ſicht auf die bereits beſchloſſene Vermehrung der Streitkräfte an die inzwiſchen ins 
Leben getretene Gentralgewalt zu überweiſen ſei. 3) Die Verſammlung geht über 
die Trutz⸗ und Schutzbündniſſe mit verſchiedenen Staaten betreffenden Anträge 
zur motivirten Tagesordnung über. 4) Die Verſammlung erklärt, daß ſie die 
Anerkennung Frankreichs als Republik und die Abſendung eines Geſandten für 
Deutſchland nach Paris bei der bevorſtehenden Anordnung der Geſandtſchaften für 
Deutſchland als ſelbſtverſtanden betrachte. Im Laufe der Debatte, an welcher 
Ruge, Vogt, Ballermann, Blum, Wurm, Jahn, von Beckerath, von Moͤ⸗ 
ring, von Wydeubrugk als Berichterſtatter Thel nahmen, erklärte der Reichs mi⸗ 
nifter von Schmerli ug, daß das Reichsminiſterium nach feiner Vervollſtändi⸗ 
gung ein Programm über die von ihm zu beſolgende auswärtige Politik, die Art 
der Anwendung der von dem völkerrechtlichen Ausſchuſſe gezeichneten Srundfäße 
re vorlegen werde. Schluß der Sitzung Nachmittags 
Frankfurt a. M., den 21. Juli. In der geſtrigen Sitzung des Ger 
werbe⸗Congreſſes verlas der Berichterſtatter des zweiten, zur Prüfung und 
Begutachtung der Juſtruktionen und ſchriftlichen Eingaben niedergeſetzten Aus- 
ſchuſſes einen urſprünglich zur Einteichung au die deutſche National-Verſammlung 
beftimmten, von ihm verfaßten Bericht, welcher die Nothwendigkeit der Einführung 
einer Gewerbeordnung nachwies und zu einer Diskuſſion Anlaß gab, in welcher 
= Anderm ein Congreß⸗Abgeordneter darauf aufmerkſam machte, daß er ent? 
ſch eden gegen Gewerbefreiheit ſei und von denſelben Wählern gewählt wäre, die 
Sigel ordneten der deutſchen National-Verſammlung geſandt Hätten, der mit 
e von den Segnungen der Gewerbefreiheit geſprochen hätte. Bei der 
ung über die Frage: ob die Verſammlung gegen die Gewerbefreiheit! 
erhoben ſich faft alle Anweſenden als Zeichen der Bejahung; einige Abgeordneten 
erklärten Abrigeng, ſich der Abſtimmung enthalten zu wollen. Ferner wurden von 
dem erwähnten Ausſchuß die Grundzüge einer Gewerbeordnung verleſen. Sie 
werden heute den Abgeordneten gedruckt vorgelegt werden, und damit beginnen 
denn die wichtigſten Verhandlungen. 
antun den 21. Juli. Der conſtitutionelle Verein in Göttingen 
(Vorſtand Hofrath Fuchs und Prof. Herrmann) hat am 14. d. M. eine Vor⸗ 


ellung an das hannoverſche Geſammtminiſterium eingereicht, worin erklärt 
1 daß der 2 die Beſchränkung der Selbſiſtändigkeit der Einzelſtaa⸗ 
ten nach Außen und im Innern für erforderlich halte und deßhalb Dt „Unter- 
werfung des Königs unter die Reichsgewalt auf das Eifrigſte 15 ee 
„Wir wiederholen,“ heißt es, „daß wir nur in der conſtituirenden n 
verfammlung die geſetzliche, zu bindenden Beſchlüſſen über die Geſam 1 
ſung Deutſchlands befugte Autorität anerkennen. Was ſich auch ereigt Pi 
möge, wir find ſeſt entſchloſſen, jedweden Anfeindungen derfelben, mogen 
fie aus anarchiſchen, reactionären oder ſeparatiſtiſchen Beſtrebungen heran 
men, in Wort und That mit-aller Kraft entgegenzutreten.“ (Die 
norddeutſchen Zeitungen bringen Adreſſen und Proteſte in ähnlichem Sinne aus 


Hildesheim, Münden 2c.) 

Stuttgart, den 20. Juli. Der Koͤnig hat für 1848 und 1849, zum 
Beſten der gegenwärtig außerordentlicher Weiſe in Anfpruch genommenen Stagats⸗ 
kaſſe, an ſeiner Civilliſte den Geldbetrag von 200,000 fl. nachgelaſſen. Im 
Schloßgarten läßt Se. Majeſtät gegenwärtig zwei koloſſale Pferdebändiger auf⸗ 
ſtellen, Bildſänlen von kartariſchem Marmor, welche von unſerm Landsmanne, 
Bildhauer Hofer, verfertigt worden. Auch wird in dem Chor der Stiftskirche 
ein großes Fenſter mit Glasmalereien auf Königliche Koſten eingeſetzt. 

Heidelberg den 20. Juli. Die ausgewanderten Studirenden, vou denen 
übrigens Einzelne den Rückweg angetreten haben, fenden uns aus Neuſtadt 
a. d. H eine Erklärung, die wir unten mittheilen. Dieſelbe beweiſt den Un⸗ 
grund ihres Schrittes nur noch klarer. Die zwei Gründe, die fie für den Aus⸗ 
zug anführen, find längſt beſeitigt; denn daß von allen demokratiſchen Vereinen 

erade der demokratiſche Studentenverein aufgelöſt worden iſt, hat eben feine 
Urſache darin, daß eben von dieſem allein eine amtl. Kenntniß und ein akten⸗ 
mäßiges Statut vorlag, von den andern nicht. Es fällt daher auch der zweite 
Grund, daß man der „Willkür entgegentreten müſſe“, um zu verhindern, daß 
die alten Zeiten der Knechtſchaft und Bevormundung zurückkehrten, vollſtändig 
weg; denn Vollziehung der Geſetze iſt ſo wenig Willkür, als die Aufhebung 
eines republikaniſchen Vereins mitten unter monarchiſchen Einrichtungen „Knecht⸗ 
ſchaft und Bevormundung“ iſt. Die Willkür iſt nur da, wo man über die 
Form und den Geift des Geſetzes hinaus Bewilligungen begehrt, und Falls fie 
billig verſagt werden, zur Selbſthilfe greift. Wenn daher die ausgewanderten 
Studirenden nicht eher zurückkehren wollen, als bis das „Aſſociationsrecht wie⸗ 
derhergeſtellt iſt“, fo werden fie nie zurückkehren; denn das Aſſociatlonsrecht 
kann nicht hergeſtetll werden, weil überhaupt gar nichts bedroht war. 

Gießen, den 20. Jull. Vorlgen Freitag hielt der hieſige vaterländifche 
konſtitutionell-monarchiſche Verein, zum erſten Male ſeit ſeinem Beſtehen (26. 
April d. J.) eine öffentliche Sizung. Vorträge hielten Dr. Fiſcher, Herausgeber 
der „Heſſiſchen Volkszeitung,“ und Hofgerichtsrath Dr. Kraft. Fiſcher wollte zei⸗ 
gen, daß konſtitutionelle Monarchie ebenſo konſequent aus der Volksſouveränetät 
folge, als Republik. Kraft, au die Sätze Fiſchers anknüpfend, zeigte, daß kon⸗ 
ſtitutionelle Monarchie nicht nur ebenſo gut als Republik ſich mit dem Prineip 
der Volksſouveränetät vertrage, ſondern deren reinſte und vollendetſte Erſcheinung, 
wie zugleich der beſte Schutz wahrer bürgerlicher Freiheit ſei. Uuſere ſ. g. Re⸗ 
publifaner waren zahlreich auf den Tribünen, und wir meinen, ſelbſt die Männer 
der Linten in Frankfurt hätten aus der ſehr gründlichen Darſtellung Einiges ente 
nehmen konnen. Kraft ift ein ſcharfer Denker; um ihn zu widerlegen, haben bie 
Republikaner ihm ſchon fünfmal die Fenſter eingeworfen. Fiat lux. (O. P. A. 3.) 

Darmſtadt, den 18. Juli. Die Großherzogl. Regierung hat ſoeben dem 
heſſiſchen Zweigverein des „Nationalveteins für deutſche Auswanderung fund An⸗ 
fiebelung “ in einem aufmunternden Reſeripte ihre volle Beſtätigung ertheill, wäh⸗ 
rend andere Regierungen, z B. die würtembergiſche, der Bildung ähnlicher Ver⸗ 
eine hemmend entgegentreten. Es gehörte ein Feuereifer und eine Aufopferung, 
wie die des Finanzkammerdirektors v. Werner in Reutlingen, dazu, alle die Schwie⸗ 
rigkeiten zu überſteigen, welche ſich dort in den Weg ſtellten. Der Verein für 
Auswanderung im ſchleſiſchen Gebirge hat neuerdings ſeinen Beitritt zum Natio⸗ 
nalverein erklärt, der ſomit bis jetzt drei Zweigvereine zählt, - 

Wiesbaden, den 20. Juli. (Ah. Z.) Die Beſetzung unſerer Stadt 
durch Reichstruppen in dem Augenblick, wo die Kammer ſich hier verſammelt fin⸗ 
det, iſt eine ſo außerordentliche Maßregel, daß nur eben ſo außerordentliche Um⸗ 
ſtände ſie rechtfertigen können. Die Revolte ſtieg während zwei Tage von Stunde 
zu Stunde. Der Sturm des Militairgefängniſſes wurde verſucht, der des Cri⸗ 
minalgerichts vollbracht, zwei Gefangene im Triumphe vor das Miniſterium ge⸗ 
tragen, und gegen deſſen Chef die ſtärkſten Drohungen ausgeſtoßen. Ein Theil der 8 
Bürgerwehr hatte ſich angeſchloſſen, weigerte ſeinem Oberſten den Gehorſam und 
ging mit dem Bajonette und ſcharf geladen gegen ihn und ſeine Mitbürger. 
Dieſe fo wie das wenige hier garuiſonirende Militalr waren nicht ſtark genug, 
um dem Geſetze Kraft zu verschaffen. Wer mochte ſagen, daß da bie Regierung 

8 j \ ſicher, der 
nicht auf das Aeußerſte gebracht worden ſei? Ein blutiger Kampf war 1 % 
Sie ib dieſen Umſtänden war die öffentliche Meinung leinen 
g ungewiß. Unter bie] ! en Blutvergießen 
Augenblick ſchwankend, daß nur auswärtige Hülfe ein großes 8 1 
vielleicht den Ruin eines Theiles der Stadt verhindern könne. 


Hannover, den 20. Juli. In der geſtrigen een der 
Volksvereine des Landes iſt folgende Adreſſe an pe DER, 2 . ung 
beſchloſſen: Die unterzeichneten Bewohner der Kanu Mei ae eden 
fühlen ſich gedrungen, der conſtituirenden Reichs nie: gen # zu erklä⸗ 
ren: Es hat, wie bekannt, Königl. Geſammtminiſterium am 1 Juli au die in 
der Zeit verſammelten Stände ein Schreiben 15 „ worin über die Stellung 
Hannovers der conſtituirenden Verſammlung und der Reichsgewalt gegenüber ſich 
eine Anſicht ausſpricht, welche das hannoverſche Votk als die ſeinige nicht 1 
kennen kann. Es würde ſonſt dem Hannoveraner eint gleiche Gefahr 0 e 
zu jener Zeit, wo das Volk nicht Kraft genug hatte, eine zu Recht beſtehende Ders 
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faſſung aufrecht zu erhalten. Solche Gefahr, folcher Schein des Feſthaltens an 
engherzigen ſonderbuͤndiſchen Beſtrebungen kann nur abgewendet werden, wenn 


der Erklärung des Koͤnigl. Geſammtminiſteriums eine entſchiedene Gitlarung des 
Volks entgegentritt, wenn öffentlich Zeugniß abgelegt wird, daß das Miniſterium, 


welches jenes beklagenswerthe Schreiben erließ, nicht im Sinne des Volks gehau. 


delt habe. Unſere Abgeordneten in der conſtituirenden Reichsverſammlung haben 
mit nur weniger Ausnahme eine Erklarung abgegeben, die wir als völlig anpaſ⸗ 
ſend bezeichnen müſſen und der wir unſere Beiſtimmung nicht verſagen können. 
Von verſchledenen Orten des Landes hat ſich gleichfalls die Stimme des Volks 

über den Schritt des Miniſteriums kundgegeben. Wir wollen und dürfen darin 
nicht zurückbleiben. Man ſoll uns nicht den Vorwurf machen, daß wir, Bewoh⸗ 
ner der Reſidenz, nicht im Stande feien, uns eine ſelbſtſtaͤndige Meinung über die 
politiſchen Zuſtände des Vaterlandes zu bewahren. Wir ſehen uns deshalb ver⸗ 
aulaßt, in Bezug auf das Schreiben vom 7. Juli zu erklaͤen: 1) Die Wahl des 
Reichsperweſers iſt von der Nationalverſammlung auf vollkommen rechtsverbind⸗ 
liche Weiſe vollzogen und über alle formelle wie materielle Bedenken für jetzt und 
alle Znkunft erhaben; 2) die Nationalverſammlung iſt durch das ſouberaine Volk 
mit Eiuſtimmung der Regierungen als eine conſtituirende erwählt, folglich al⸗ 
lein competent, die Verfaſſung Deutſchlands zu ſchaffen. 3) Wir unterwerfen 
uns den Anordnungen der proviſoriſchen Centralgewalt und den Beſchlüſſen der 
Natloualverſammlung. 4) Wir vertrauen zu der Nationalverſammlung, daß ſie 
bei dem nenen Verfaſſungswerke die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Länder nur in 
fo weit beſchranten werde, als es die vorherrſchende Rücksicht auf die Einheit und 
Macht Deutſchlands erheiſcht. Hannover, den 20. Juli 1848. — Cine im 
gleichen Sinne abgefaßte Adreſſe iſt in der Bürgerverſammlung in Göttingen. bes 
ſchloſſen worden. ’ 

Dresden, den 22. Juli. Die J. Kammer hielt heute eine Sitzung. Auf 
der Tagesordnung war der Deputationsbeticht über das Dekret, die dermaligen 
finanziellen Zuſtände betreffend, angeſezt. Sämmtliche Anträge der Opnutation 
(Referent v. Thielen) wurden bis auf einen (der gegen 1 Stimme Annahme fand) 
von der Kammer einſtimmig genehmigt; es ſind dies folgende von der Deputa⸗ 
tion im Zuſammeuhange aufgeſtellten Beſchlüſſe: Zur Beſchaffung der erforderli⸗ 
chen Baarmittel für die Staatskaſſe wird die Regierung von der Ständeverſamm⸗ 
lung ermächtigt: 1) zur Aufnahme von 53 Million auf den Credit des Staats. 
2) Zu Eihebung einer außerordentlichen Steuer, über deren Höhe und Modalität 
die Ständeverſammlung ſich vorbehält, bei Berathung des vorgelegten Geſetzent— 
wurfs über die Einkommenſteuer Beſchluß zu faſſeu. 3) Zu Ausſchreibung einer 
Zwangsanleihe, auf den Fall, daß die hier bezeichneten der Staatsregierung zur 
Anwendung empfohlenen Hilfsmittel ſich unzureichend erweiſen und dringende Um⸗ 
ſtände es erfordern ſollten, die Abgabenpflichtigen noch mehr als durch die oben 
erwähnte außerordentliche Stener geſchieht, in Auſpruch zu nehmen; unter Vorbe⸗ 
halt jedoch, daß ein der Ausführung dieſes Zweckes entſprechendes allerhoͤchſtes 
Dekret noch im Laufe dieſes außerordentlichen Landtags der Ständeverſammlung 
zur Beſchlußfaſſung werde vorgelegt werden. Dleſe Beſchlüſſe weichen von denen 
der II. Kammer (No. 196.) nur inſoweit ab, daß letztere bei dem Punkt sub 1) 
feſiſtellt, welche Summe (4 Mill. Thlr.) durch Veräußerung von Staatspapieren, 
und welche durch Hauddarlehen (11 Mill.) beſchafft werden ſoll, während die 
1. Kammer der Regierung die Ermächtigung giebt, das eine oder das andere Mit: 
tel weiter auszudehnen, doch ſo, daß dadurch keine Ueberſchreitung der bewilligten 
Geſammtſumme von 53 Mill. ſtattfindet; feruer hat die 1. Kammer zu dieſem 
Punkte ein drittes Mittel zur Herbeiſchaffung von Baarvorräthen vorgeſchlagen, 
nämlich außer Handdarlehen auch Gelder „gegen Gewährung entſprechender Si⸗ 
cherheit“ aufzunehmen. (D. A. Z.) 

— Unſere ſtädtiſchen Finanzangelegenheiten, die ſchon ſeit Jahresfriſt zu viel: 
fachen Erörterungen Anlaß gegeben haben, find, nachdem Regierungsrath Schill 
die auf ihn gefallene Bürgermeiſterwahl abgelehut hat, auf einen Punkt gekom⸗ 
men, wo fie auch in weitern Kreiſen Aufmerkſamkelt verdienen; namentlich iſt dies 
durch die Einmiſchung eines hieſigen Vereins für ſtädtiſche Angelegenheiten geſche⸗ 
hen, der allwöchentlich unter dem Vorſitze des Profeſſors Richter eine Verſamm⸗ 
lung hält. Dieſer Verein hat jetzt beſchloſſen, das Staatsminiſterium in einem 
Schreiben zu erſuchen, 1) mit einer Uuterſuchung gegen die Behoͤrden der Stadt 
Dresden fofort einzuſchreiten; 2) die Bürgermeiſterwahl zu ſiſtiten; 3) einen der 
Commune verantwortlichen Regierungs⸗Commiſſar zu ernennen, der die ſtädtiſchen 
finanziellen Verhaͤltniſſe ordnet, jedoch mit den repräſentativen Gefcpäften des 
Burgermeiſters verſchont bliebe; die letzten wären dem Vieebürgermeiſter zu übers 
weifen; 4) dem Regierungs⸗Commiſſar zwei von der geſammten Bürgerſchaft 
gewählte Vertrauensmänner beizuordnen, und 5) die Wahl eines Bürgermeiſters 
nicht mehr vornehmen zu laſſen, bis eine neue Städteordnung und das Lokalſtatut 
erlaſſen wäre. (D. A. 3.) 


Aus lan d. 


Frankreich. 

Paris, den 21. Juli. Der Zuſtaud des Generals VBedeau hat ſich ſo vers 
ſchlimmert, daß man für fein Leben beſorgt iſt. — Hr. Marraſt iſt angeblich 
zum Geſandten in London ernannt, wird aber erſt dahin abgehen, nachdem er 
einen Monat lang Präfident der Nationalverſammlung war. Nur unter dieſer 
doppelten Bedingung ſoll er in Niederlegung der Mairie von Paris eingewilligt 
haben. — Dem geſtrigen Leichenbegängniß des Repräſentanten Dornes wohnten, 
außer der Deputation, etwa 300 feiner Collegen und eine ungeheure Maſſe von 
Bürgern bei. Domes war 1830 einer der Begründer des „National“ und 


zwiſchen ihren Worten und Thaten ein gewaltiger Unterſchied iſt. 


blieb auch nach den Februarkagen mit Clem. Thomas an der Spitze dieſes Blat⸗ 
tes. Bis jetzt hat der Junſaufſtand vier Repräſentanten das Leben gekoſtet: 
Negrier, Duvivier, Charbonnel und Dornds. N ö 

— Cine der letzten Handlungen des verſtorbeuen Erzbiſchofs war eine Or⸗ 
donnanz, durch welche er, da 700 Vicare ꝛc. der Erzdlöceſe kaum das nöthigfte 
Einkommen hatten, die Verfügung traf, daß ein gewiſſer Theil des zufälligen 
Einkommens der Pfarrer ihnen zuflleßen ſolle. Manche Pfarrer fügten ſich der 
Ordonnanz willig, andere proteſtitten dagegen, der Erzbiſchof aber bewog ſie 
en zur Nachgiebigkeit. Kaum war er aber todt, als gewiſſe Pfarrer von 
Paris erklärten, daß fie der Ordonnanz nicht gehorchen würden und daß Alles 
wieder beim Alten bleiben müſſe. Sie beantragten auch ſofort beim Cultus mini⸗ 
ſter, daß er die Generalvicare zur Zurücknahme der Ordonnanz veraulaſſen moge; 
dleſe ertlärten aber, daß die Maßregel durchaus gerecht fei und daß ſie dieſelbe 
nicht zurücknehmen würden. — Das betreffende Comite der National⸗Vetſamm⸗ 
lung hat nach Prüfung des auf die Clubs bezüglichen Dekretentwurfs einmüthig 
die ungeheure Gefahr der Clubs anerkaunt und für ihre Aufhebung geſnmmt, 
weil politiſchen Körpern ohne geſetzliche Autorität nicht verſtattet werden könne, 
den gefeglichen Behörden vorzuſchreiben und auf die Gefahr, den Staat zu er⸗ 
ſchttern, ungebührlichem Einfluſſe nachzuſtreben. — Geſtern giug der vom 
Liquidator der Ex-Civilliſte angeordnete Verkauf der Pferde und Equipagen der 
Herzogin von Orleans und des Grafen von Paris vor ſich. Eine Maſſe Pferde⸗ 
und Wagenhändler waren anweſend. Die 48 Pferde, meiſtens von Engliſcher 
Zucht, wurden durchſchnittlich mit 1000 Fr. bezahlt; der hoͤchſte für ein Pferd 
gezahlte Preis war 2705, der niedrigſte 260 Fr. Die modischen Equipagen 
wurden gut, dagegen die gewaltig ſchweren Staats-Caroſſen, für welche 4, 6 
und 8 Pferde erforderlich ſind, ſehr niedrig bezahlt. Das vierrädrige Cabriolet, 
worin der Herzog von Orleaus verunglückte, wurde auf ſchriftliches Begehren der 
Herzogin zurückbehalten; eben jo eine prächtige Berline und die zwei ſchönſten 
Wagenpferde, welche die Herzogin der Perſon zum Geſchenk machen will, welche 
ihr den Wagen lieh, worin ſie am 24. Febr. Paris verließ. 

— Das Zuchtpolizeigericht der Seine hat jetzt das Urtheil gegen den be 
rüchtigten Ex-Notar Outrebon gefällt, der durch Betrügereien aller Art feine 
Clienten um mehr als zwei Millionen Franken geprellt hat. Er wurde zu zwei 
Jahren Gefängniß, 3000 Fr. Geldbuße und in die Koſten verurtheilt. — Unter 
V. Hugo's Vorſitz ſoll eine Kommiſſion, welche der Miniſter des Innern ernen⸗ 
nen wird, die Sittlichkeit der Theater überwachen. — Einem ſehr gelehrten Pro⸗ 
feſſor des Griechiſchen an der Univerfltät wird nachgeſagt, daß er am 23. Juni 
einen Trupp Inſurgenten, die er irrig für National⸗Gardiſten hielt, gegen eine 
Barrikade auf dem Pautheonplatze, die aber von den Jufürgenten verlaſſen und 
von Truppen beſetzt war, geführt und erſt, als feine Leute auf die Soldaten 
ſchoſſen, ertaunt habe, daß er ganz wider Willen ein Juſurgentenführer fei. 

— Kaufleute, Induſtrielle, Capitaliſten verlangen jetzt von der National 
Verſammlung, daß dieſelde unverzüglich und aus Oringlichkeitsgründen ein Geſetz 
votiren fol, welches ihrer Meinung nach Induſtrie, Handel und Ackerbau wieder 
emporheben würde; die Errichtung einer Immobilarbank, welche eine neue Art 
von Aſſignaten auf das Grundeigenthum Frankreichs in Umlauf ſetzen ſoll. 

— In der heutigen Sitzung der National- Verſammlung zeigte der 
Präfidenrt den Tod des an feiner Wunde geſtorbenen Repräſentanten Dornes 
an. Eine Deputation von 50 Mitgliedern wurde beauftragt, morgen dem fei⸗ 
erlichen Leichenbegänguiſſe beizuwohnen. Herr Birio wurde ſodann zum Vice⸗ 
Präſidenten proklamirt. — An der Tagesordnung war die Berathung des Des 
kretentwurfs zur definitiven Regelung des Budgets für den Dienſt von 1845, 
Der Art. 1, welcher den Betrag der Summen feſtſtellt, wurde genehmigt. Der 
Finanz⸗Miniſter zählte die Summen auf, welche Spanien, Belgien ulld 
Griechenland an Frautreich ſchulden. An Spanien habe man 80 Millionen zu 
Gute, wovon 50. Mill. gegenwärtig einforderbar ſeien. Die Regierung habe 
auch den Spaniſchen Finanz⸗Miniſter dringend um Zahlungen erſucht, die aber 
in dieſem Augenblicke ſchwer zu erlangen ſeien. Belgien ſchulde an Frankreich 
noch 15 Mill. Der Berichterſtatter Etienne möchte, daß man, wo nicht die 
Abtragung des Kapitals, doch wenigſtens die Zahlung der Zinfen bewirke. Der 
Dekretentwurf wurde hierauf genehmigt. Wegen der Beſtattung von Dornds 
wurde der Anfang der morgenden Sitzung auf 4 Uhr feſtgeſetzt. 

: Großbritannien und Irland. 

f 1 . - 
auf Yen Slang per Nie d e dach man beach dees Aus gane 
ges der angekündigten Schilderhebung, wenn fie wirklich Statt finden ſollte 
keine ernſten Beſorgniſſe hegt. Schon zu oft haben die Irländer bewieſen, daß 
9 ! 
ſten beforgt man, daß es den zahlreichen Irländern in England ane 14555 
die Arbeiter⸗Bevölkerung zum Aufſtande hinzureißen, und der Regierung da⸗ 
heim neue Verlegenheiten zu bereiten. In Bradſort, Aſhton und Liverpool ift 
es zwar dieſer Tage zu Exceſſen gekommen; aber die Urheber und Betheiligten 
waren größtentheils Irländer, die bei der Maſſe der Bevölkerung keine Unter⸗ 
ſtützung fanden. Zu Bradfort wurden eine Anzahl Chartiſten verhaftet. Die 
„Times“, welche ebenfalls für England ſelbſt nichts beforgt, räth dem Lordſtatt⸗ 
halter dringend zur Schließung der anarchiſchen und aufrühreriſchen Clubbs in 
Irland und meint, daß uur raſches entſchiedenes Handeln, fo wie gerichtliches 
Einſchreiten gegen die Rädelsführer nöthig ſei, um in Irland die Herrſchaft 
des Geſetzes und der Ordnung zu ſichern. Es heißt hier, daß Lord Elarendon 
nächſtens Dublin verlaſſen und Lord Hardinge zum Nachfolger erhalten werde. 


(Mit zwei Beilagen) 
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Bern, den 19. Juli. Kaum fand im Laufe dieſes Jahrhunderts im 
Rathsſaale der Bundesſtadt Bern eine in ihren Folgen auf die ganze Schweiz 
einflußreichere Debatte Statt, als jene, deren Reſultat Ihnen zu melden ich 
die Feder ergreife. Annahme oder Verwerfung der neuen Bundes⸗Verfaſſung 
war zunächſt der Zweck des verſammelten Großen Rathes; aber das Reſultat, 
werth des dreitägigen, von zwei entſchiedenen Gegnern wohlgenährten Kampfes, 
beſchränkt ſich nicht nur auf den Canton Bern, ſein Beiſpiel übt auch hier, 
wie in anderen wichtigen Dingen, großen Einfluß anf andere Stände der 
Schweiz. Zwei Parteien ſtehen ſich hartnäckig gegenüber; die eine, angeführt 
vom Finanz⸗Director Stämpfli, hat den Antrag auf Verwerfung vom Res 
gierungsrathe aus für ſich. Ochſenbein ſteht an der Spitze der Vertheidiger. 
Was will Stämpfli? was will Ochſenbein? Erſterer will den Schweizeriſchen 
Verfaſſungsrath, Central⸗Regierung, folglich — Entſcheidung durch Waffen⸗ 
gewalt; denn viele radikale Cantone (man denke an Waadt) wollen dieſes nicht. 
Ochſenbein hingegen verlangt, das Errungene nicht aufs Spiel zu ſetzen. Einen 
heiteren Eindruck machte das letzte Zucken der alten Ariſtokratie, deren Reprä⸗ 
ſentant, Schultheiß v. Tavel, den Bund von 1815 als Muſter aus malte. 
Weit gefährlicher war die Lockung des ſchlauen Stockmar. Dieſer Mann, 
mit jeſuitiſcher Gewandtheit, gehört an die Seite des Finanz-Directors und 
ſteht deſſen Niederlage. Er prüft den neuen Bund als Schweizer, als Berner, 
und verwirft ihn in beiden Beziehungen. Doch bringt er feine Ueberzeugung 
zum Opfer und ſtellt, offenbar um Ochſenbein's Partei zu ſpalten, den Antrag 
auf Revifion der materiellen Fragen. Dieſes find die Hauptzüge einer Diskuf⸗ 
ſton, nach deren Ausgang ſich der Volkswille beſtimmt, auf deren Reſultat 
nicht nur die Schweiz gefpannt iſt. Heute iſt der dritte Tag des Ringens und 
der Zudrang wenn möglich noch größer; aber nur um ſo entſchiedener zum Siege 
Ochſenbein's. Stockmar erhielt nur 13 Stimmen; aber auch der Antrag des 
Regierungsrathes blieb mit 40 gegen 146 Stimmen in Minderheit, und das 
Projekt der Bundesverfaſſung wird am 6. Auguſt dem Volke mit Empfehlung 
zur Schlußabſtimmung vorgelegt. (K. Z.) 

8 

Pera, den 14. Juli. Dem Sanitätsrathe zugekommenen Aus weiſen zu⸗ 
folge, ftieg in der letzten Woche der Stand der an der Cholera Geſtorbenen auf 
276. Es ift ſomit im Vergleiche mit der vorhergegangenen Woche, wo ſich der 
Staud der Todten auf 196 belief, eine Zunahme der Krautheit bemerkbar. In 
Galata kamen 20, in Pera 19 Fälle vor. — In Bruſſa ſoll die Krankheit 
furchtbar wüthen; man ſchreibt, das 50 bis 60 Todesfälle täglich vorkommen; 
doch liegen dem Sanitätsrathe keine amtliche Liſten vor. 

Smyrna, den 2. Juli. Das Herannahen der Cholera fängt an immer 
bedrohlicher zu werden, und ſchon giebt es wenige Orte in unſerer nächſten Um— 
gebung, die nicht von ihr heimgeſucht worden wären. Hier haben wir glüdlicher- 
weile bis jetzt erſt einige Fälle gehabt. Ein weit gefährlicherer Feind aber bedroht 
es feiner Ankunft, die Peſt. In Konſtantinopel find in einem Haufe 
2 Perſonen doran geſtorben, und die außerordentliche Hitze in dieſem 

„die Uureinlichkeit, welche bis jetzt noch im ganzen Orient herrſcht, bieten 


dieſer verderblichſten aller Krankheiten den größten Nahrungsſtoff. 
Moldau und Walachei. 


Bukareſt, den 10. Juli. Heute Nachmittags hatte ſich die nunmehr un 
zweifelhaft bevorſtehende Beſetzung des Fürſtenthums durch Ruſſen 
und Türken allgemein verbreitet. Mit einem Schlage verſchwanden alle 
Schärpen, Kokarden und Fahnen, und eine gewiſſe Gaͤhrung ließ ſich erkennen, 
welche aber in der Zufriedenheit der Mehrzahl der hieſigen Bewohner mit dem 
nahen Ende der revolutionären Herrſchaft ihren Grund hatte. 

Bukareſt, den 11. Juli. Heute Morgens wurde bekannt, daß ſämmt— 
liche Regierungsm itglieder und alle mit ihnen kompromittirten Funktionäre 
in der Nacht Bukareſt verlaſſen und eine Proklamation zurückgelaſſen haben, 
in der es unter andern heißt: „Die von euch gewählte Regierung, wohl einſehend, 
daß die ſchwierige Miſſion, mit welcher ihr fie beehrt habt, noch nicht beenbigt 
iſt, hat an alle fremden Mächte appellirt, welche uns öfter Hülfe zugeſichert ha» 
ben; ſie hat Agenten ausgeſendet, um Hülfstruppen zu begehren, und damit ſie 
mit dieſen Mächten unterhandeln könne, um mit den Waffen in der Hand als 
gewiſſenhafte Romanen proteſtiren zu können; und vielſeitig hierzu aufgefordert, 
bat fie es für ihre Pflicht erachtet, ſich in die Gebirge zurück zu ziehen, und dort 
3 auf der Spitze der Karpathen zu weilen, wo allein unſer Afpl iſt. Roma— 
nen! Im Namen unſerer 18 Jahrhundert langen Leiden, im Namen der Freiheit, 
welche ihr für immer erobert habt, ſchwören wir „ nicht eher den Aſchenſack von 
unſeren Köpfen ablegen zu wollen, bevor Romanien nicht befreit fein wird. Ber 
wahret daher jene Vaterlandsliebe, die ihr Angeſichts der Welt bewieſen habt, 
bewahret den Muth und das Vertrauen in eure Kraft, helſet uns bis ans Ende, 
wie ihr bis jetzt gethan habt, und Gott wird mit uns ſein.“ Auch dieſe wird 
auf das Volk keinen Eindruck machen denn ſie iſt d 
gerichtet. — Heute iſt alles wiede e iſt durch die Flucht der Verfaſſet 

SEHE 4 alles wieder in dem Zuſtande, wie vor dem 23, Juni. 
Die beiden Gefan ie Obri 5 ene 

ſangenen, die Obriſten Obobes i 

und an ber Spihe ihrer 9. esco und Salomon, find wieder fre 

fe ee ai * Regimenter, alle früheren Staatsdiener haben ihre 

reg er eingenommen und eine Laimacomie nach dem Reglement 

es Landes eingeſetzt, hat die Zügel ergriffen. 


— Von einer weitern Anna 6 a 
erun 0 1 
nichts bekaunt geworden. E en 8 


Jaſſy, den 14. Jull. Nach neueren f 

; genauen Berichten find 2500 Mann 
Ruſſiſcher Infanterie und eine Batterie von 8 Kanonen in der Moldau eingerückt, 
wonach das Gerücht von der Aufftellung einer Abtheilung dieſes Korps längſt der 
Moldaulſchen Grenze, der Bukowina gegenüber ſehr unwahrſcheinlich it. — Der 


Erſte Beilage zur Poſener Zeitung. 


den 27. Juli 1848. 


Einmarſch der Ruſſen in Jaſſy ſoll nur auf direktes und perſönliches Anz 
ſuchen des um feiner Familie Sicherheit beſorgten Fürſten Stourdza bei dem 
General Duhamel erfolgt ſein. Er geſchah in ſolcher Eile, daß der Ottomaniſche 
Kommiſſär Talat Effendi fehr uberraſcht war. Bis jetzt iſt noch keine Pros 
Hamation, weder über den Zweck des Einmarſches der Ruſſiſchen Truppen, noch 
über die Dauer ihres Aufenthaltes im Lande von der Moldauiſchen Regierung 
erſchienen. Auch hat Talat Effendi die Stadt nicht verlaſſen. 


Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen Staats: 
Verfaſſung. 
7 Zweiundreißigſte Sitzung, vom 24. Juli. = 
Eröffnung: 104 uhr. Präfldent Grabow. Das von dem Schriftführer 


Abg. Bauer (Krotoſchin) verleſene Protokoll der vorigen Sdzung wird, nach 


kurzen Bemerkungen der HH. d' Eſter und Borchardt, angenommen. An 
dem Miniſtertiſche befindet ſich bei Eröffnung der Sitzung nur der Staatsmini⸗ 
ſter Abg. Gierke. Der Juſtizminiſter Märcker theilt dem Präfidenten mit, 
daß er durch K. Erlaß vom 7. d M. ermächtigt worden ſei, ſich in den Plenar⸗ 
und Abtheilungs⸗Sitzungen durch den Unterſtaatsſecr. Müller vertreten zu laſ⸗ 
fen. Nach Ertheilung mehrerer Urlaubsgeſuche meldet der Präftdent, daß Hr. 
Arntz zum Vorſitzenden, Hr. v. Berg zum Schriftführer der Commiſſion zur 
Unterſuchung der Poſenſchen Zuſtände ernannt worden ſeien. 

Das bereits in der vorigen Sitzung angenommene Geſetz wegen Siſtirung 
der Jagdtheilungs⸗Regulirungen wird demnächſt, der Geſchäftsordnung nach, 

ne alle Erörterung förmlich angenommen und nun unmittelbar der Krone 
zur Erklärung überfandt. 

Or. Grebel hat ſeinen früheren Antrag, auf Vorladung des ehemaligen 
Schagminifters v. Thile zur Vertheidigung über die Verwendung des dieſem 
anvertraut geweſenen Staatsſchatzes zurückgenommen, weil diefer Antrag 
jetzt füglich von der beſtehenden Finanzcommiſſton erledigt werden könne. 

Es wird nun zur Tagesorduung geſchritten, auf welcher die Wahl des 
Präſtdenten und der Vicepräſidenten ſteht. Der Wahlmodns iſt derſelbe, wie 
vor vier Wocheu. Es erfolgt der Namensaufruf, wobei mit A. angefangen 
wurde. Jeder Aufgerufene legte den Zettel, worauf er den Namen ſeines Can⸗ 
didaten geſchrieben, in die bereit ſtehende Urne. Den Mitgliedern der Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Commiſſton war, weil fie heut noch Geſchäfte haben, nachgegeben wor⸗ 
den, außer der Reihe ſofort die Zettel abzugeben und ſich darauf zu entfernen. 

um 113 Uhr begann das Scrutikium und um 1 Uhr wurde folgendes Er⸗ 
gebniß der Präſtdentenwahlen verkündet: 

Zahl der Stimmenden: 335, abſolute Mehrheit 168. Es hatten Stim⸗ 
men erhalten: Hr. Grabow 290, Hr. Temme 13, Hr. Baumſtark 10, 
Hr. Waldeck 5, Hr. Jacobi 3, Hr. v. Auerswald (Koſenberg) 3, die 
HH. v. Loel, Kiolbaſſa, Sperling, Ritz, v. Berg, Bauerband, Koſch, von 
Pokrzywnicki, Bauer (Berlin), Eſſer III. und Hofer je 1. Hr. Grabow if 
demnach wieder zum Präſidenten erwählt. 


Derſelbe ſchlug nun auf Antrag der Abtheilungsvorſitzenden vor, die mor⸗ 


gende (Dienſtags⸗) Sitzung ausfallen zu laſſen, damit die Abtheilungen und 


die Verfaſſungs⸗Kommiſſion ungeſtört arbeiten können und dann die Ausſicht 


eröffnet werde, die Verfaſſung ſchon in der nächſten Woche berathen zu 


können, was im Lande einen ſehr günſtigen Eindruck machen werde, da eine 
und Adreſſen, welche die Berathung der Verfaſſung wün⸗ 


eee e Tem bl 
‚ 11 “ - Temme erklärt i 
Geſetzentwürſe, wie Abſchaffung der Todesſraſe x eg bee eee 
Gerichts, der Moſtſteuer in der Rheinprovinz, Jagdrechts-Regelung u. f. w. 
vorliegen und man dem Lade durch Erledigung ſolcher Gefeg- Entwürfe diene. 
Hr. Ritz erklärt ſich dagegen, weil manche der genannten Entwürfe nur erſt 
beantragt ſeien. Der Präſident entgegnet, daß eine Diskuſſton jetzt zu nichts 
führen könne, da die Verſammlung nicht mehr in beſchlußfähiger Zahl fei. 
Nachdem noch eine kurze Unterhaltung über den Gegenstand gepflogen war, gab 
der Präſi dent zu bedenken, daß am Sonnabend wahrſcheinlich eine Sitzung 
sur Erledigung von Vittſchriften anberaumt werde. Vorher waren bereits die 
Stimmzettel für die vier Vice-Präſtdenten, nach geſchehenem Namensaufruf, 
eingeliefert worden, und da die Geſchäftsordnung die Erledigung dieſer Wahl 
in Abweſenheit der Verſammlung geſtattet, fo vertagte der Präſtdent um 14 
hr die Sitzung bis um 4 Uhr. iz 
Um 44 Uhr wurde fie, unter dem Vorſitze des erften Vicepräſtdenten Dr. 
oſch wieder eröffnet. Derſelbe verkündete das Ergebniß der Vicepräſiden⸗ 
tenwahl wie folgt: 
Zahl der Stimmenden: 812, abſolute Mehrheit 157. Es ſtanden 
47 Kandidaten auf der Lifte. Davon erhielten Stmmen: die Herren Koſch 
„Jonas (Berlin) 183, v. Unruh 183, Philipps 178, Waldek 112, 
Jacobi 90, Temme 89, Borchardt 43, Rodbertus 36, v. Auerswald 
(Roſenderg) 32, Vaumſtark 21, Bauer (Berlin) 20, Elsner 8, Bloem 
6, Domherr Richter 5, v. Putkkammer 5, Gr. Reichenbach 4, Eſſer 
U. 3, Bauer (Krotoſch.) 3, Kirſtein 3, Zachariae 2, Reichenſperger2; 
25 Abgeordnete erhielten je 1 Stimme, darunter auch Herr Camphauſen! 
timmzettel, waren ungültig. Als Vice⸗Präſidenten find demnach die dent 
oſch, Jonas, v. Unruh und Philipps hervorgegangen. Der Ras 0 
wird durch das Loos entſcheiden, in welche Reihenfolge die Herren Jonas un 
v. Unruh treten. urde, ließ d 
„Ehe nun über die Anſetzung der nächſten Sitzung berathen lo ne 5 
Präfident die Zählung vornehmen, welche 203 Anweſende t für und She: 
die beſchlußfähige Zahl ergab (Gelächter.) Nachdem N viele Mitali 4 
die Ausſetzung der Dienftagfigung geſprochen war, mol uicht b 0 1 er 
der rechten Seite den Saal, wodurch die Verſammlung © der Präſtde E chluß⸗ 
fähig war. Kraft feiner diseretionären Gewalt ſetzte uf Dienſt der Koi 
unter allgemeinem Beifall, die nächſte Sitzung a der Ge en en 25. d. 
M., Vormittags II Uhr an. Er wünſchte, ik And ei and jetzt er⸗ 
ledigt worden, die Verhandlungen über die Au zung der Sitzung, in den 
ſtenographiſchen Berichten nicht aufgenommen werden möchten. Die Verſamm⸗ 
lung war damit einverſtanden, ſprach aber, auf rn. d Eſters Vorſchlag, die 
Anſicht aus, daß die Thatſache, wie ſich die Mitglieder der rechten Seite aus 
dem Saale entfernt, darin Aufnahme finde. Hr. Roſch erwiederte, daß dies 
als eine Thatſache aufgeführt werden müßte. (Schluß der Sitzung 5 Uhr.) 
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[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] 


— 


Bitte um ae 1 8 

Nach einer Fee der Königlichen Sberförſterei zu Ludwig ss 
berg (Intelligenz⸗Blatt 174) foll die Jagd auf mehreren bäuerlichen Feldmar⸗ 
ten in der Nähe Poſens auf 6, ſage: ſechs Jahre verpachtet werden. — Die 
Bauern ſind im Allgemeinen keine Jagdliebhaber — jedoch haben auch ſie die 
Anſichten der Neuzeit in ſich aufgenommen, und ſind längſt zu der innern Ue⸗ 
berzeugung gekommen, daß mit dem Begriff eines freien Eigenthums, ſich die 
auf ihrem Grund und Boden laſtende Jagdberechtigung Fisci und jedes anderen 
Dominii, nicht vereinbaren läßt. 


ſechs Jahre die Jagd verpachten zu wollen? — Glaubt fe, daß der Wegfall 
dieſer, aus der Idee eines in Wirklichkeit, bei der ausgeſprochenen Gleichheit 
vor dem Geſetze, nicht mehr denkbaren Oberhoheits-Rechts abgeleiteten Berech⸗ 
tigung nicht eintreten darf? Oder foll nur die Revenüe für 6 Jahre noch geſt⸗ 
chert werden, und der Bauer, als Sache, ſich in die Thatſache fügen? 
Ein conſtitutioneller, nicht fiskaliſcher, aber eine breite 
Grundlage wünſchender Bauer. 


Markt⸗ Bericht. 
Poſen, den 26. Juli. Für Spiritus pro Tonne von 120 Quart zu 808 
Tralles 163 — 17 Rthlr. 


— — 


Sie glaubten und glauben, daß die Berliner National-Verſammlung, 


neben andern Feudal-Laſten, gerade die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund 
und Boden nicht weiter wird beſtehen laſſen und daß fle deren Aufhebung bes 


ſchließen werde. 


Der Bauer ſieht mit unwilligem Geſicht, die Herrn Sonntags jäger feine 
Saaten zertreten und fragt ſich: wie kommen dieſe guten Leute dazu, den Ha⸗ 
ſen, der auf meinem Felde das Licht der Welt erblickt hat, und der meine Saat 
ſich wohlſchmecken läßt, wie kommen dieſe wohlwollenden Staatsbürger dazu, 


dieſes Thier zu verfolgen und einzuſacken? 


Wie kommt, muß man fragen, die Königliche Regierung, bei der nahen 
Ausſicht auf Aufhebung der Jagdgerechtigkeit, noch auf den Gedanken, auf 


Sommertheater im Odeum. 
Donnerſtag den 27. Juli: Die Mäntel, oder: 
Der Schneider von Liffabon; Luſtſpiel in 2 
Akten von Carl Blum. — Hierauf: Der Bräus 
tigam ohne Braut; Luſtſpiel in 1 Akt von Her⸗ 
zenskron. 


Zu der heut Abend halb 6 Uhr ſtattfindenden Be⸗ 
erdigung meiner Frau lade ich theilnehmende Freunde 
an meinem Schmerze hierdurch ergebenſt ein. 

Poſen, den 27. Juli 1848. 

Roſentreter, Schornſteinfegermeiſter. 


So eben iſt erſchienen und bei E. S. Mittler 
in Poſen zu haben: e 
Die polniſche Erhebung 
und N 
die deutſche Gegenbewegung 
in Poſen im Frühjahre 1848. 
Eine Denkſchrift 
mit den begründenden Aktenſtücken dem völkerrecht⸗ 
lichen Ausſchuß der deutſchen National-Verſammlung 
5 übergeben von 
1. 


r. 

Dieſe durch Nett deten Darſtellung der letz⸗ 
ten Ereigniſſe im Großherzogthum Poſen wird um 
ſo willkommener ſeyn, als ſie ein Bild der geweſe— 
nen Zuſtände giebt, zur Aufbewahrung und Erinne⸗ 
rung des Miterlebten. 


Bekanntmachung. 

Die Frau Emilie von Tarnowska, geborne 
von Wegierska zu Rudki, hat nach erreichter 
Großjährigkeit mit ihrem Ehemanne, dem Befiger 
des im Königreiche Polen belegenen Gutes Konar⸗ 
zewo, Johann von Tarnowski, mittelſt Ver⸗ 
trages vom 22ſten April dieſes Jahres die Gemein⸗ 
ſchaft der Güter ausgeſchloſſen, was hierdurch öf— 
fentlich bekannt gemacht wird. 

Poſen, den 4. Juli 1848. 

Königliches Oberlandesgericht, 
Abtheilung für Nachlaß- und Vormundſchaftsſachen. 


Pferde ⸗ Auktion. f 
Am 16ten Auguſt d. J. Vormittags 9 
Uhr follen auf dem Königlichen Landge⸗ 
ſtüt zu Zirke mehrere auszurangirende Hengſte 
und Zuchſſſuten, Letztere zum Theil mit ihren Säu⸗ 
efüllen, fo wie eine Anzahl 3jähriger Hengſte und 
1. und 2jähriger Hengit- und Stut⸗Fohlen des dor⸗ 
tigen Zuchtgeſfüts, gegen gleich baare Bezahlung in 
Preußiſchem Courant meiſtbietend verkauft werden. 
Die näheren Bedingungen, fo wie die zum Ver⸗ 
kauf zu ſtellenden Pferde ſelbſt ſind Tages zuvor am 

Standorte hier zu ſehen. | 

Zirke, den 22. Juli 1848. . 

Königlich Preuß. Poſenſches Land⸗Geſtüt. 


2 oei junge Leute, fo die Landwirthſchaft 
prattiie a Aufsicht eines Meklenburger Juſpek⸗ 
tors erlernen wollen, finden auf zwei Gütern ein 
Unterkommen. — Das Nähere iſt auf dem Dom. 
Latalice bei Pudewitz zu erfahren. 


Ein Kandidat der Theologie wird als Hauslehrer 
geſucht. Nähere Nachricht giebt Herr Gaſtwirth 
Behr im Hotel de Pologne in Poſen. 


— — — 


Oktbr./Novbr. 113—113 
22. — Spiritus loco 17 


Ein Knabe rechtlicher Eltern, der deutſchen und 
polniſchen Sprache mächtig, findet fofort als Lehr- 
ling ein Unterkommen in der Deſtillation bei 

Iſidor Bernſtein, 
Wronker⸗Straße No. 3. 


8 — — Ü —— — 3 ER N SE ERS RR FE 

u Wronkerſtraße No. 3. ift die Bel⸗Etage, fo 
wie im zweiten Stock eine Wohnung vorn heraus 
vom Ifien Oktober zu vermiethen. 

E. E. Schniege. 

„„ a NT ia JETEETUH De 

In No. 13. a. Bäckerſtraße ift von Michaeli ab 
eine Wohnung nebſt Werkſtelle und einem Töpfer⸗ 
Ofen, welcher auch zum Betriebe der Bäckerei einge— 
richtet werden kann, zu vermiethen. Das Nähere 
beim Wirth daſelbſt— 


Cin kleiner Laden mit oder ohne Wohnung iſt im 


Roſenfeld ſchen Haufe Breiteſtraße No. 12. von 


Michaeli c. zu vermiethen. 
u 5 STE ANTRAT 

Graben Nro. 12 B. find gute Holzkohlen mit 
Be der Scheffel, en gros auch billiger zu 
aben. 8 


Trockne und gute Seife 10 Pfd. für 1 Thlr. 


verkauft G. Pincus Wilhelmsſtraße Hötel de 
Dresde. 


Zu auffallend billigen 
Preiſen. 
werden die noch vorhandenen Waaren⸗Veſtände 


in der unterzeichneten Handlung verkauft. 
M. R. Witkowski Wwe., 


Markt 43. Iſte Etage. 


Notiz für die Herren Sänger. 
Die II. Probe zum Mendelsſohnſchen Feſige⸗ 
ſange findet morgen als Freitag den 28. Abends 
präciſe 7 Uhr im Saale der Luiſenſchule ſtatt. 


Heute Donnerſtag den 27ſten Juli: 


Großes Trompeten⸗Konzert 
im Hildebrandtſchen Garten. 


Heute Donnerſtag, den 27. Juli: 


Großes Konzert 
im Schilling. 


Entree à Perſon 5 Sgr. Anfang 6 Uhr. 
Piefk x Muſik⸗Dircktor im Leib⸗Inf.-Reg. 


Ich halte es für Pflicht, zur öffentlichen Kennt- 
niß zu bringen, daß e Friſeur Herrn C. An⸗ 
ders abermals gelang, beim Baden einen Men- 
ſchen am 10ten d. M. mit Gefahr des eigenen Le⸗ 
bens dem ſicheren Tode zu entreißen. Der Gerettete 
heißt Silberſte in. J. Gollack. 


Die Gewerbe- Lotterie: Ausftellung auf 


dem alten Markte im Handelsſaale. 

um Beſten armer Handwerker, deren Verhält⸗ 
niſſe es nicht erlaubten, ſich mit Arbeiten bei der 
Lotterie zu betheiligen, iſt Mittwoch den 20ſten 
Juli begonnen und wird eine Zeitlang alle Tage 


1 
7 


Berlin, den 25. Juli. 


An heutiger Kornbörſe waren die Preife von Weizen nach Qual. 45—52, 

88 pfd. weiß poln. 523 begeben, 87 pfd. gelb. märk. 484 begeben; Roggen loco 
24 — 26, pr. Juli Auguſt 244, Aug. / Sept. 25, Sept. / O 

25 bez.; [Gerſte große, loco 24 — 22, kleine 22—21; Hafer loco, nach Qual. 

16—18. — Raps, W. Rübſen, 67 verkauft; Leinſaat 45 verkft; Rüböl loco 

11, Jul [Aug. 1I3—11, Aug. Sept. Il, Sept / Okt. 111—11=, 

Nov. Dec. 113—114.— Leinöl loto 97 G.; Monol 

ohne Faß bez., 17 mit Faß bez, Jul / Auguſt 17 ohne 

Faß bez., Aug Sept. 17, Sept Okt. 17 Br., 162 G. 


Druck u. Verlag von W. Decker & Comp. Verantworkl. Redacteur; C. Henfel. 


et 254 ohne Umgang, 


von Morgens 8 bis 12 Uhr, Nachmittags von 3 
bis 7 Uhr, mit Ausnahme des Dienſtags, gegen 
ein Entree von 23 Sgr., für jeden Inhaber eines 
Leoſes aber einmal gratis, zu ſehen ſeyn. 
Der Gewerbe-Lotterie-Ausſchuß des 
Handwerker⸗Vereins. 
Opitz, Satilermeiſter. Waller, Nadlermeifter. 
Machmar, Buchbindermeiſter. Berliner, Schnei⸗ 
dermeiſter. Schnierſtein, Schloſſermeiſter. Bütt— 
ner, Tiſchlermeiſter. Haller, Maler. Meyer, 
Buchbindermeiſter. Karczew ski, Handſchuhma⸗ 
cher. Buchholz, Friſeur. Kroͤmkowski, 
Tiſchlermeiſter. 


Um baldige Aufführung des Luſtſpiels „der Vet⸗ 
tet“ von Benedir unter Mitwirkung des Fräulein 
Clauſius als „Wilhelm“ erſuchen mehrere Thea» 
terfreunde. 


— — 


Thermometer- und Varometerſtand fo wie Wind. 
richtung zu Poſen, vom 16. bis 22. Juli 1848. 


5 Thermometerſtand Bdrometer 
tiefſter höchſter Stand. 


— 


Wind. 


NNW. halb 


16. Juli + 114% + 1720 28. 052 beiter 

7 + 115°] + 169° 28 02 NWt halbh 
18. [ 11,6% + 165° 128 0,1 NNW. do 
19. [ 1080| + 19,2 28 0% NN heit. 
20. + 14.3% + 23.0% 127 11,3 [NN W. do. 
21. + 13,5% ＋ 18,2% [27 10.5 [NN W. hei 
2. I 12 L 15, 128 - 2) NW. hald 


Den 25. Juli 1848. 


Staats-Schuldschei nenn... 3 
Seehandlungs-Prämien-Scheine . — 
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Kur- u. Neumärkische Schuldversch. 3} 
Berliner Stadt-Obligationen... . . » - 34 — 
Westpreussische Pfandbriefe 34 777 764 
Grossh. Posener 4. — 91 
5 n 34 774 771 
Ostpreussische BEN 3 ER 844 
Pommersche „ 34 9144 — 
Kur- u. Neumärk,. »  .,,... 3 | 92 — 
Schlesische e 3... — 
x v. Staat garant. L. B.. | 34 | 8134 814 
Preuss, Bank-Antheil-Scheine — | 864 | 851 
Filed — 13 13% 
Andere Goldmünzen à 5 Rthlr. — 12 124 
Disconto . — 34 44 
Eisenbahn - Aktien, 
voll eingezahlte: 
Berlin-Anhalter A. 3. — ee 874 
» Prooritäts-,. 2 u 4 — 821 
Berlin-Hambur ger. 4 633 6 
„ Priorität 44 — 89 
Berlin-Potsdam-Magd eb 4 — 
» » Prior A, B. 4 
» * * . N 5 . * 
Berlin-Stett inen . 
Cöln- Mindener. . 7 76 
e e ee 44 163 | 764 
Magdebur; -Halberstädter N Bor 4 92 FR 
Niederschles.-Märkische. ... , , ." 317 — | 69 
„ Prioritäts- . 1 2 804 
= % H 5 5 — 94 
Ober-Schlösische Lit. A. . e388 90 
Rheinische...» 8 
„ amm: Prioritätsss . 
» Prioritäts- u 4 r — . 
ie v. Staat i — — 
Thüringer. Ba; en 4 — 153 
Stargard-Posenr un 22 ho 


2172, 
Der Verfaſſungs Entwurf 


wie er aus den Berathungen der Verfaſſungs⸗Kommiſſion hervorgegangen. 


Verfaſſungs⸗Urkunde für den preußiſchen Staat. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen, 
thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir mit den nach dem Wahlge— 
ſetze vom 8. April 1848 gewählten und demnächſt von uns zuſammenberufe— 
nen Vertretern unſeres Volkes die nachſtehende Verfaſſung vereinbart haben, 
welche Wir demnach verkünden. 

7 


§. 1. Alle Landestheile der Preuß. Monarchie in ihrem gegenwärtigen 

Umfange bilden das Preußische Staatsgebiet, 
2. Die Grenzen dieſes Staatsgebiets können nur durch ein Geſetz ver⸗ 
einbart werden. 
Tit. II. : 
Von den Rechten der Preußifhen Staatsbürger. 

$.1. Die Bedingungen für die Erwerbung und den Verluſt der Eigen⸗ 
ſchaft eines Preußen, fo wie jene der Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte 
werden durch die Verfaſſung und beſondere Geſetze beſtimmt. } 

$. 2. Es giebt im Staate weder Standes-Unterſchiede noch Standes⸗Vor⸗ 
rechte. Alle Preußen find vor dem Geſetze gleich. Der Adel if abgeſchafft. 

F. 3. Die perſönliche Freiheit iſt gewährleiſtet. Außer dem Falle der Ers 
greifung auf friſcher That kann eine Verhaftung nur Kraft eines ſchriftlichen, 
die Anſchuldigung bezeichnenden, richterlichen Befehls bewirkt werden. Dieſer 
Befehl muß entweder bei der Verhaftung oder ſpäteſtens innerhalb 24 Stun⸗ 
den zugeſtellt werden. In gleicher Friſt iſt das Erforderliche zu veranlaffen, um 
den Berhafteten dem zuständigen Richter vorzuführen. 

FS. 4. Niemand kann wider ſeinen Willen vor einem Anderen, als den im 
Geſetze bezeichneten Richter geſtellt werden. Ausnahmsgerichte und außerordent— 
liche Kommiffionen find unſtatthaft. Keine Strafe kann angedroht oder vers 
hängt werden, als in Gemäßheit eines Geſetzes. 

8. 5. Die Wohnung iſt unverletzlich; Hausſuchungen dürfen nur unter 
Mitwirkung des Richters oder gerichtlicher Polizei in den Fällen und nach den 
Formen des Geſetzes vorgenommen werden. 

$. 6. Die Strafe des bürgerlichen Todes und diejenige der Vermögens⸗ 
Confiscation findet nicht flatt. 

§. 7. Die Yuswanderungsfreiheit iſt von Staatswegen nicht beſchränkt. 
Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden. 

8. 8. Die Freiheit der Preſſe und Rede darf durch kein Geſetz beſchränkt 
werden. Die Cenſur bleibt für immer aufgehoben. x - 

$. 9. Der Mißbrauch der Preſſe und Rede wird nach den allgemeinen 
Landesgeſetzen beſtraft. Bis zur erfolgten Erlaſſung eines revidirten Straf⸗ 
rechts beſtimmt darüber ein befonderes tranſttoriſches Geſetz. 

§. 10. If der Verfaſſer einer Schrift bekannt und in Preußen bei Einlei⸗ 
tung des gerichtlichen Verfahrens wohnhaft und anweſend, ſo dürfen Drucker, 
Verleger und Vertheiler, wenn deren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen 
begründet wird, nicht verfolgt werden. Eine Sicherbeitsleiſtung von Seiten 
der Schriftſteller, Verleger oder Drucker darf nicht verlangt werden. 

§. 11. Alle Preußen find berechtigt, ſich friedlich und ohne Waffen in ge+ 
ſchloſſenen Räumen zu verſammeln. Wer eine Verſammlung unter freiem 
Himmel zuſammenberuft, muß davon fofort der Ortspoligei- Behörde Anzeige 
machen, welche dieſelbe wegen dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit verbieten kann. 5 

8,42. Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrigkeitliche 
Erlaubniß zu ſolchen Zwecken, welche den Strafgefegen nicht zuwiderlaufen, in 
Geſellſchaften zu vereinigen. 5 


13. Das Petitionsrecht ſteht allen Preußen zu. Petitionen unter einem 
Geſammtnamen ſind nur Behörden und Corporationen geſtattet. 


8. 11. Die Bedingungen, unter welchen Corporationsrechte ertheilt oder 
verweigert werden können, beſtimmt das Gefeg. 

§. 15. Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. Die bei ſtrafgerichtlichen Un⸗ 
terſuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beſchränkungen ſind durch die 
Geſetzgebung feftzuftellen. Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren darf 
nur auf Grund eines richterlichen Befehls vorgenommen werden. 

§. 16. Durch das religiöfe Vekenntniß und die Theilnahme an irgend ei⸗ 
ner Religionsgeſellſchaft wird der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Rechte weder bedingt noch beſchränkt. Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten darf dadurch kein Abbruch geſchehen. Allen Preußen wird die Freiheit 
des religiöſen Bekenntniſſes und gemeinſamer öffentlicher Religionsausübung 
zugeſichert. , 

$. 17. Jede Religionsgeſellſchaft iſt in Betreff ihrer inneren Angelegenbei- 
ten und der Verwaltung ihres Vermögens der Staatsgewalt gegenüber frei 
und ſelbſtſtändig. Der Verkehr der Religionsgeſellſchaften mit ihren Oberen ift 
unbehindert. Der Erlaß und die Bekanntmachung ihrer Anordnungen iſt nur 
denjenigen Beſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichun⸗ 
gen unterliegen. 


Zweite Beilage zur Poſener Zeitung. 


ſideicommiſſe werden 


den 27. Juli 1848 


§. 18. Das Kirchenpatronat ſowohl des Staats als der Privaten ſoll auf⸗ 
gehoben werden. Die Aufhebung regelt ein beſonderes Geſetz. 5 
§. 19. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe wird durch deren Abſchließung 
vor dem dazu von der Staatsgeſetzgebung beſtimmten Cioilbeamten bedingt. 
§. 20. Unterricht zu ertheilen und Unterrichts-Anſtalten zu gründen, ſteht 
Jedem frei. Vorbeugende, beengende Maßregeln ſind unterſagt. Die Eltern 
oder Vormünder ſind verpflichtet, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen in den Ele⸗ 
mentargegenſtänden unterrichten zu laſſen. Die Befugniß der Eltern oder Vor⸗ 
münder, darüber zu beſtimmen, wo ihre Kinder oder Pflegebefohlenen unterrich 
tet oder erzogen werden ſollen, darf auf keine Weiſe beſchränkt werden. 
$. 21. Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der 
Volksſchule werden von den Gemeinden und aushülfsweiſe von den Gemeinde⸗ 
verbänden und vom Staate aufgebracht. In der öffentlichen Volksſchule wird 
der Unterricht unentgeldlich ertheilt. 
§. 22. Die öffentlichen Volksſchulen, fo wie alle übrigen öffentlichen 
Unterrichts⸗Anſtalten ſtehen unter Aufſicht eigener Behörden und find von jeder 
kirchlichen Aufſicht befreit. 
9. 23. Ein Unterrichtsgeſetz regelt das ganze öffentliche Unterrichteweſen 
auf Grund vorſtehender Beſtimmungen. 
$. 24. Jeder Preuße iſt nach vollendetem zwanzigſten Jahre berechtigt, 
Waffen zu tragen. Die Ausnahmefälle beſtimmt das Geſetz. Jeder waffen⸗ 
berechtigte Preuße iſt dem Staate wehrpflichtig. Ausnahmen dürfen nur eins 
treten wegen körperlicher Unfähigkeit oder aus Rückſichten des Gemeinwohls 
nach Maßgabe eines beſonderen Geſetzes. 
§. 25. Die bewaffnete Macht beſteht: 1) aus dem ſtehenden Heere; 
2) der Landwehr, 3) der Volkswehr. Beſondere Geſetze regeln die Art und 
Weiſe der Einſtellung und die Dienſtzeit. j 
§. 26. Die bewaffnete Macht wird auf die Verfaſſung verpflichtet. Sie 
kann zur Unterdrückung innerer Unruhen nur auf Requifition der Eidilbehörs 
den und in den vom Geſetze beſtimmten Fällen und Formen verwendet werden. 
$. 27. Die Volkswehr beſteht aus denjenigen wehrhaften Männern vom 
vollendeten 2 1ſten bis zurückgelegtem 50ſten Lebensjahre, welche nicht im ak⸗ 
tiven Dienſte ſtehen. Sie hat vorzugsweiſe die Pflicht, die konſtituirten Ge⸗ 
walten zu ſchützen und für die Auſtechthaltung der Ordnung und der verfaſ— 
ſungsmäßigen Rechte des Volks zu wachen. Im Kriege kann fie zur Unter- 
ſtützung des ſtehenden Heeres und der Landwehr, jedoch nur im Innern des | 
Landes, nach Maßgabe des Geſetzes, verwendet werden. 
$. 28. Die Volkswehr hat das Recht, ihre Führer, bis zu den Chefs 
der Bataillone einſchließlich, ſelbſt zu wählen; ſind höhere Führer erforderlich, 
ſo hat die Regierung das Recht der Wahl unter drei von der Volkswehr vor— 5 
geſchlagenen Candidaten. Der Landwehr ſteht das Recht der Wahl nur bis 


zum Grade des Hauptmanns einſchliehlich zu. Die Art der Wahl beſtimmt 
das Geſetz. . 2 > 


$. 29. Die bewaffnete Macht ſteht außer dem Kriege und Dienfle unter 
dem bürgerlichen Geſetz. Die militairiſche Disciplin im Kriege und Frieden 
beſtimmt das Geſetz. 

§. 30. Kein bewaffnetes Corps kann delibriren. 

§. 31. Das Eigenthum kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohls 
gegen vorgängige, in dringenden Fällen wenigſtens vorläuſig feſtzuſtellende 
Entſchädigung nach Maßgabe des Geſetzes entzogen oder beſchränkt werden. 

§. 32. Die Einrichtung von Lehen und Stiftung von Familienſideikom⸗ 
miſſen iſt für die Zukunft unterſagt. Die beſtehenden Lehen und Familien⸗ 
freies Eigenthum in der Perſon desjenigen, welchem am 
Tage der Verkündigung des gegenwärtigen Verfaſſungsgeſetzes das Lehen oder 
Fideicommiß angefallen war. e 

§. 33. Die Aufhebung der Lehnsherrlichkeit erfolgt ohne Entſchädigung. 

$. 34. Die Rechtsverhältniſſe der Thronlehen des Königlichen Haus- und 
Prinzlichen Fidticommiſſes, der außerhalb des Staates belegenen Sachen, end» 
lich der durch das deutſche Bundesrecht gewährleifteten Sachen- und Fideicom⸗ 
miſſe der Standesherren werden durch beſondere Geſetze tegulirt. 5 

§. 35. 1) Das Recht auf freie Verfügung über das Eigtuthum, die 
uneingeſchränkte Theilbarkeit des Grund-Eigenthums und Ablös barkeit der auf 
letzterem haftenden Verpflichtungen werden gewährleiſtet. 2) Aufgehoben ohne 
Entſchädigung find: a) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Pollzei . 
obrigkeitliche Gewalt, ſo wie die gewiſſen Grundſtücken zuficpenben Hebt hate 
und Privilegien, wogegen die Laſten und Leiſtungen wegfallen, et ieh 
Berechtigten oblagen; b) die aus dieſen Befugniſſen, aus der ne 
keit, der früheren Erbunterthänigkeit, der früheren Steuer? und Gewerbever⸗ 
faſſung Herfiammenden Verpflichtungen. 3) Welche de ar dem Grund- 
eigeathum haftenden Laſten nach dieſen Grundfägen 55 a 15 Br Gründen 
ohne Entſchädigung aufzuheben oder ablösbar ſind, wird der beſon eren Geſetz. 
gebung vorbehalten. 4 Die Gefeggebung läßt in Zukunft bei erblicher Ueber⸗ 
loſſung eines Grundftüds nur die Form der Uebertragung des vollen Eigen» 
thums, jedoch auch hier unter Vorbehalt eines Feen jeder Zeit unablösbaren 
Zinſes zu. BE 

Vom Könige. f 
$. 38. Die Königliche Gewalt if erblich in dem Mannesſtamme de» 
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Königlichen Hauſes nach dem Rechte der Erfigeburt und der agnatiſchen Lineal⸗ 


folge. 
’ §. 39. Der König iſt mit Vollendung des 1 8ten Lebensjahres volljährig. 
Er leiſtet vor Ergreifung der Königlichen Gewalt im Schoß der vereinigten 
Kammern folgenden Eid: „Ich ſchwöre, die Verfaſſung des Königreichs feſt 
und unverbrüchlich zu halten und in Uebereinſtimmung mit derſelben und den 
Geſetzen zu regieren.“ 

F. 40. Ohne Einwilligung beider Kammern kann der König nicht zugleich 
Herrſcher eines anderen Staates werden. 

§. 41. Im Falle der Minderjährigkeit des Königs verſammeln ſich beide 
Kammern zu einer Verſammlung, um die Regentſchaft und die Vormundſchaft 
anzuordnen, inſofern nicht ſchon durch ein beſonderes Geſetz für Beides Vorſorge 
getroffen iſt. 

§. 42. Iſt der König in der Unmöglichkeit zu regieren, ſo beruft das 
Miniſterium ſofort beide Kammern, um in Gemäßheit des §. 41. zu handeln. 

§ 43. Die Regentſchaft kann nur Einer Perſon übertragen werden. Der 
Regent ſchwört vor Antretung der Regentſchaft den im 8. 39. vorgeſchriebenen 
Eid. Während einer Regentſchaft iſt eine Aenderung der Verfaſſung nicht 
geſtattet. 

§. 44. Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. Seine Minifter ſind 
verantwortlich Alle Regierungsakte des Könips bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher dadurch die Verantwortlichkeit 
übernimmt. 

$ 45. Dem Könige ſteht die vollziehende Gewalt zu. Er ernennt und 
entläßt die Miniſter. Er befiehlt die Verkündigung der Geſetze und erläßt die 
zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen, ohne jemals die Vollziehung 
der Erſten aufſchieben oder erlaſſen zu können. 

8. 46. Der König führt den Oberbefehl über das Heer und beſetzt alle 
Stellen in demſelben, ſo wie in den übrigen Zweigen des Staatsdienſtes, in 
ſofern nicht die Verfaſſungs⸗Urkunde oder das Geſetz ein Anderes verordnet. 

8. 47. Der König hat das Recht, Krieg zu erklären, Frieden zu ſchlie⸗ 
ßen und Verträge mit fremden Regierungen zu errichten, inſoſern dies Recht 
nicht durch das deutſche Bundesrecht beſchränkt iſt oder werden wird. Unter 
dieſer letzteren Beſchränkung bedürfen alle Verträge und Friedensſchlüſſe mit 
fremden Staaten zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung oder der nachträglichen 
Genehmigung der Kammern. 

§. 48. Der König hat das Recht der Begnadigung und der Strafmilde— 
rung. Zu Gunſten eines wegen ſeiner Amtsführung verurtheilten Miniſters 
kann dies Recht nur auf Antrag derjenigen Kammer, von welcher die Anklage 
ausgegangen iſt, ausgeübt werden. Er kann bereits eingeleitete Unterſuchun⸗ 
gen nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes niederſchlagen. 

$. 49. Dem Könige ſteht die Verleihung von Orden und anderen mit 
keinen Privilegien verſehenen Auszeichnungen zu. Er übt das Münzrecht nach 
Maßgabe des Geſetzes. 

8.50. Das Gefeg beſtimmt die Civilliſte für die Dauer jeder Regierung. 

§. 51. Der König beruft die Kammern und ſchließt ihre Sitzungen. Er 
kann ſie entweder beide zugleich oder nur eine auflöſen. In der Auflöſungs⸗ 
Urkunde muß der Tag der neuen Wahlen und der Verufung der Kammern 
beſtimmt und die desfallſige Friſt für die erſteren nicht über 40, für die legtes 
ren nicht über 60 Tage ausgedehnt werden. 

8. 52. Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren Zuſtim⸗ 
mung kann dieſe Vertagung die Friſt von 30 Tagen nicht überſteigen und wäh⸗ 
rend derſelben Seſſion nicht wiederholt werden. 


Tit. IV. 
Von den Miniſtern. 

8. 53. Die Minifter, fo wie die zu ihrer Vertretung abgeordneten Staats— 
beamten haben Zutritt zu jeder Kammer und müſſen auf ihr Verlangen gehört 
werden. Jede Kammer kann die Gegenwart der Miniſter verlangen. Die 
Miniſter haben in einer oder der andern Kammer nur dann Stimmrecht, wenn 
fie Mitglied derfelben find. . 

8. 54. Die Minifter können durch Beſchluß einer Kammer wegen des 
Verbrechens der Verfaſſungsverletzuug, der Beſtechung und des Verraths ans 
geklagt werden. Ueber ſolche Anklagen entſcheidet der oberſte Geritchshof der 
Monarchie in vereinigten Kammern; fo lange noch 2 oberſte Gerichtshöfe bes 
ſtehen, treten dieſelben zu obigen Zwecken zuſammen. Die näheren Veſtimmun⸗ 
gen über die Fälle der Verantwortlichkeit, über das Verfahren und Strafmaaf 
werden einem befonderen Geſetze vorbehalten. 


Tit. V. 
Von den Kammern. 
§. 55. Die geſetzgebende Gewalt wird gemeinſchaftlich durch den König, 
durch die Volkskammer und durch den Senat ausgeübt. Die Uebereinſtim⸗ 
mung des Königs und beider Kammern ift zu jedem Geſetze erforderlich. Wird 
jedoch ein Geſetzesvorſchlag unverändert von beiden Kammern zum dritten Male 
angenommen, ſo erhält er durch die dritte Annahme Geſetzesktaft. 8 


$. 56. Die zweite Kammer (Volkskammer) beficht aus 350 Mitgliedern. 
Die Wahlbezirke werden nach Maaßgabe der Bevölktrung fefigeftcltt, 

8.57. Jeder Preuße, welcher das 24ſte Lebensjahr vollendet und nicht 
den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Er⸗ 
kenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er feit ſechs Monaten ſei— 
nen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, inſofern er 
nicht aus öffentlichen Mitteln Armen⸗Unterſtützung bezieht. 

§. 58. Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Volkszahl 
von 250 Seelen ihrer Bevölkerung einen Wahlmann. Es iſt nicht erforders 
lich, daß der Wahlmann ſchreibenskundig ſei. 

$. 59. Die Abgeordneten werden durch die Wahlmänner erwählt. Die 
Wahlbezirke ſollen jo organifirt werden, daß mindeſtens zwei Abgeordnete von 
einem Wahlkörper gewählt werden. 

§. 60. Das Nähere über die Ausführung der Wahlen beſtimmt ein be⸗ 
fonderes Wahl-⸗Ausführungs-Geſetz. 

§. 61. Nach Ablauf von zwei Legislatur⸗Perioden der zweiten Kammer 
können direkte Wahlen zur zweiten Kammer durch das Geſetz eingeführt werden. 

$. 62. Die Legislatur-Periode der zweiten Kammer wird auf 3 Jahre 
feſtgeſetzt. Nach Ablauf dieſer Periode wird die Kammer neu gewählt. Ein 
Gleiches geſchieht im Fall der Auflöſung der Kammer. In beiden Fällen ſind 
die bisherigen Mitglieder wieder wählbar. 

§. 63. Zum Abgeordneten der zweiten Kammer iſt jeder Preuße wählbar, 
der das 30ſte Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht 
verloren hat und bereits ein Jahr lang in Preußen feinen Wohnſitz hat. 

$. 64. Die erſte Kammer (Senat) beſteht aus 175 Mitgliedern. 

§. 65. Die Mitglieder des Senatg werden durch die Bezirks und Kreis- 
vertreter erwählt. Die vereinigten Bezirks- und Kreisvertreter eines Bezirks 
bilden je einen Wahlkörper und wählen die nach der Bevölkerung auf den Bes 
zirk treffende Zahl der Abgeordneten. 

$. 66. Das Nähere über die Ausführung der Wahlen beſtimmt das Wapls 
Ausführungs⸗Geſetz. 

§. 67. Die Legislakur-Periode des Senats wird auf 6 Jahre feſtgeſetzt. 
Nach Ablauf dieſer Periode wird der Senat neu gewählt. Ein Gleiches geschieht 
im Falle ſeiner Auflöſung. In beiden Fällen ſind die bieherigen Mitglieder 
wieder wählbar. 

$. 68. Wählbar zum Senats-Mitgliede ift jeder Preuße, der das 40ſte 
Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht verloren hat 
und bereits ein Jahr lang in Preußen ſeinen Wohnſitz hat. 

S8. 69. Die Erwählung von Stellvertretern für die Mitglieder beider Kam- 
mern iſt unzuläſſig. 

§. 70. Die Kammern werden durch den König regelmäßig im Monat 
November jeden Jahres, und außerdem, fo oft es die Umſtände erheiſchen, ein⸗ 
berufen. Am letzten Tage dieſes Monats, fo wie ſpäteſtens am 10ten Tage 
nach dem Tode des Königs, verſammeln ſich dieſelben von Rechts wegen. Iſt 
im letzteren Falle eine oder die andere Kammer aufgelöſt und erſt auf einen fpäs 


tern Zeitpunkt wieder einberufen, fo tritt die aufgelöſte Kammer bis zum Zus 
ſammentritt der Neugewählten in Wirkſamkeit. Bis zur Eidesleiſtung des 


Thronfolgers oder des Regenten, übt das Staatsminiſterium unter feiner Ver⸗ 
antwortlichkeit die Königliche Gewalt aus. 

$. 71. Die Eröffnung und die Schließung der Kammern geſchieht durch 
den König in Perſon oder durch einen dazu von ihm beauftragten Miniſter in 
einer Sitzung der vereinigten Kammern. Beide Kammern werden gleichzeitig 
berufen, eröffnet, vertagt und geſchloſſen. Wird eine Kamper aufgelöſt, fo 
fegt die andere ihre Sitzungen aus. 

8. 72. Dem Könige, ſo wie jeder Kammer ſteht das Recht zu, Geſetze 
vorzuſchlagen. Vorſchläge, welche durch eine der Kammern oder durch den 
König verworfen worden ſind, können in derſelben Seſſion nicht wieder vorge⸗ 
bracht werden. Jeder Geſetzvorſchlag über Einnahme und Ausgabe des Staa⸗ 
tes, To wie über Ergänzung des ſtehenden Heeres, muß zuerſt von der Kam 
mer der Abgeordneten genehmigt werden. 

8.73. Eine jede Kammer hat die Vefugniß, Commiſſtonen zur Unter⸗ 
ſuchung von Thatſachen zu ernennen, mit dem Rechte, unter Mitwirkung rich 
terlicher Beamten eidlich Zeugen zu vernehmen und die Behörden zur Aſſiſtenz 
zu requiriren. 5 

§. 74. Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß faſſen, wenn 
nicht die Mehrheit ihrer Mitglieder anweſend iſt. Jede Kammer faßt ihre Bez 
ſchlüſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit vorbehaltlich der durch die Geſchäfts⸗ 
Ordnung für Wahlen etwa zu beſtimmenden Ausnahmen. 

$. 75. Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und ents 
ſcheidet darüber. Sie regelt ihren Geſchäftsgang durch eine Geſchäſtsordnung, 
und erwählt ihren Präſidenten, ihre Vice-Präſidenten und Steretaire. Beamte 
bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer, Durch die Annahme 
eines beſoldeten Staatsamtes oder einer Beförderung im Staatsdienſte verliert 
jedes Mitglied einer Kammer Sitz und Stimme in derſelben und kann ſeine 
Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. Niemand kann Mitglied 
beider Kammern ſein. (Schluß folgt.) 


m 


